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Als Iiarel Kramar einmal schwächelte 

Gar nicht zimperlich zeigte sich der Vorsitzende der tschechischen national- 
demokratischen Partei Karel Kramar (1860-1937) im Jahre 1926. Nachdem er den 
italienischen Faschismus wegen seiner Ordnungsfunktion im Staat gelobt hatte, sagte 
er: „ Wir wollen die Demokratie, aber nur eine solche, die sich dem Gedanken des 
Volks ganzen unterordnet und dem Staate dient ....Wenn das Parlament dem Staate 
schadet, dann muss es ... ohne dieses gehen “ (zitiert nach: Volkmann, Die Krise des 
Parlamentarismus in Ostmitteleuropa zwischen den beiden Weltkriegen, S. 115). 

Fundstücke: 

1. Der Philologe Antonin Kotik stellte 1895 fest, dass 28 Prozent der tschechischen Familiennamen deutschen 
Ursprungs sind, teilweise sogar mit sehr alten Wurzeln (Kotik, „Nase prijmeni“, Prag 1895). 

2. „Die deutsch-tschechische Erklärung von 1997 ist eigentlich eine Vereinbarung zwischen Prag und Berlin 
darüber, wie man das sudetendeutsche Problem umgehen kann, damit es nichts kostet“ (Lidove Novini) 

3. Berechnende Wahlkreisgeometrie verschaffte den Tschechen in allen vier Staatswahlen nach 1918 immer 
durchschnittlich fünf (5) Mandate mehr als ihnen nach der Stimmenzahl zustanden (Volkmann, Hrsg., Krise des 
Parlamentarismus, S. 99). 

4. Der 12. deutsche Katholikentag fand 1860 in Prag statt (Ed. Winter, Geisteskampf im Sudetenraum, S. 389). 

5. „Wir können nicht mehr Ausländer verdauen, das gibt Mord und Totschlag.“ (Kanzler Helm.Schmidt,1981). 

6. Milos Zeman, tschechischer Staatspräsident, zur Flüchtlingsfrage 2015: „Ich bin zutiefst überzeugt, dass das 
... keine spontane Fluchtbewegung ist, sondern eine organisierte Invasion “ (Internet). 

7. „Durch Vermittlung der DJF (Deutsche Jugendfürsorge) fuhren im Vorjahr (1937) 700 unterernährte 
sudetendeutsche Kinder nach Nordschleswig. Nun sandten die damaligen Gasteltern noch zwei Waggons mit 
Geschenkpaketen, die vom csl. Zoll freigestellt wurden.“ (Pilsner Tagblatt, 3.3.1938) 
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Der 4. März 1919 

„ Also zerriß Unruhe das Herz der edlen Achaier “ (iiias ix,8). 

Als Homer diesen Vers schrieb, gab es die Sudetendeutschen noch nicht. Seine hohe Dichtkunst wäre 
aber einige Jahrtausende später, als man die Deutschen Böhmens um das Selbstbestimmungsrecht 
betrog, auch ihrer Lage angemessen gewesen. 

So führte deren „ Unruhe “ zu Protestkundgebungen, zu denen der Sozialdemokrat Josef Seliger in 
Absprache mit allen sudetendeutschen Parteien für den 4.März 1919 auf gerufen hatte, und es gab 
keine sudetendeutsche Bezirkshauptstadt ohne eine Massenkundgebung. Obwohl die Versammlungen 
friedlich und diszipliniert verliefen, feuerte tschechisches Militär in acht Städten in die Menge und 
tötete 54 Menschen, darunter Frauen, Jugendliche und Greise. 

Die Sudetendeutschen wussten von diesem Moment an, woran sie waren. Dennoch versuchten sie, 
sich loyal in das staatliche Leben der CSR einzubringen. Weil dies bis 1938 an der Uneinsichtigkeit 
Beneschs scheiterte, widerriefen die Siegermächte von 1918 die Einbeziehung des Sudetenlandes in 
die CSR. Sie konnten sich dabei auf die Revisionsklauseln der Verträge von Versailles und 
St.Germain stützen. Der Abtretung des Sudetenlandes an Deutschland stimmte Prag, wenn auch 
zähneknirschend, am 21.September 1938 zu. Auch wenn das Opfer der 54 Toten letztlich vergebens 
war, sind wir es ihnen schuldig, ihrer stets zu gedenken - 

und damit dereinst vielleicht doch noch die europäische „Wertegemeinschaft 66 wachzurütteln? 


Der Vorsitzende hat das Wort: 

Liebe Mitglieder und Freunde! 

Im Satzungsstreit hat der Kläger (unser Mitglied Ingolf Gottstein) in der Hauptsache gewonnen, dennoch 
müssen wir in Anlehnung an Sepp Herberger sagen: „Nach dem Prozess ist vor dem Prozess“, denn der 
jetzt abgelehnte Änderungsantrag soll der Bundesversammlung am 27. Feber 2016 erneut 
zur Abstimmung vorgelegt werden. Die Auseinandersetzung droht daher weiterzugehen. 
Aber schon unsere Altvorderen wussten: „ Auch die schlechten Tänze müssen getanzt 
werden tf \ Und vor den Aufgaben zu kneifen, kommt besonders jetzt, 70 Jahre nach der 
« « Ankunft der ersten Transporte aus dem Sudetenland in Westdeutschland, nicht in Frage!. 

Wir wissen, dass unzählige Landsleute so denken wie wir, und wir möchten sie nicht 
enttäuschen. Die nächsten Aufgaben können wir aber nur mit Ihrer/Eurer moralischen und 
finanziellen Hilfe bewältigen! Daher muss ich Ihnen/Euch leider wieder einen 
Spendenaufruf ans Herz legen! 

Mit dieser Folge des Witikobriefes begehen wir ein kleines Jubiläum. Unser Schriftleiter, Friedebert Volk, 
wurde 2010 von meinem Vorgänger, Roland Schnürch, gebeten, unsere Vereinszeitung „zu machen“. 
Daraus sind jetzt 25 Folgen in mehr als sech Jahren geworden, für die ich ihm hiermit herzlich danke! 

Mit unverzagten Grüßen 
Ihr/Euer ßeli/g/ Voc^t 



F.Vogt Gruber 


Erneute Spendenbitte 


Obwohl die Spendenaufrufe in den drei letzten Folgen unserer Vereinszeitung ein sehr gutes Ergebnis 
brachten, sind wir gezwungen, erneut um Spenden zu bitten. Im Satzungsstreit ging auch die zweite 
Runde an die Satzungstreuen, doch es droht eine neue Prozess-Runde. Bitte, liebe Mitglieder und 
Freunde, zeigen Sie sich im siebzigsten Jahr unserer Vertreibung weiter großzügig bei der 
Unterstützung der für unsere Volksgruppe so entscheidenden Sache! Danke! 

Witikobund e.V., IBAN: DE 3170 0202 7068 8015 7106 (Hypovereinsbank München); 

BIC: HYVEDEMMXXX 
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Das Urteil im Satzungs streit 

Im Satzungsstreit mit der SL verkündete das Landgericht München I am 29 Jänner 2016 sein Urteil. 
Wie erwartet, bekam der Kläger in der Hauptsache recht: 

Der Beschluss der SL-Bundesversammlung vom 28.2.2015 ist nichtig. 

Die beabsichtigte Änderung des Vereinszwecks ist gescheitert. 

Der Ablehnungsgrund war ein formaler. Der SL-Vorstand hat der Bundesversammlung am 28.2.2015 
einen erst tags zuvor verfassten Text zur Abstimmung vorgelegt. Das war aber ein Verstoß gegen die 

in der eigenen Geschäftsordnung verlangte Vorlaufzeit von 
zwei Wochen. 

Für den Aussenstehenden ist die Aufteilung der Gerichts¬ 
kosten überraschend. Auf die SL entfallen 75 %, auf den 
Kläger 25 %. Der Grund ist, dass zwei Nebenforderung des 
Klägers abgelehnt wurden. 

Die eine bestand darin, der SL die öffentliche Behauptung zu 
untersagen, die Satzung sei geändert worden. Mit der anderen 
begehrte der Kläger, auch die „materielle Nichtigkeit“ der 
geplanten Satzungsänderung festzustellen. Beides aber 
lehnte das Gericht ab. Fast scheint es, als sollte es ein Trostpflaster sein. 

Das Urteil auf dem Prüfstand 

Vorab ein Zitat zum Ermessens Spielraum eines Gerichts: Es bezieht sich auf die wegen eines angeb¬ 
lichen UdSSR-Vetos gescheiterten Restitutionen in der Ex-DDR. Als sich das Veto als Lüge erwies, 
sagte der am Verfahren beteiligte Verfassungsrichter und spätere Bundespräsident Roman Herzog: 
„ Dann hätten wir eben andere Gründe gesucht! “. 

Im vorliegenden Fall ging es bei der „materiellen Nichtigkeit“ darum, ob die geplante Änderung eine 
Zweckänderung sei. Das Gericht sagte nein, weil sich der Verein vermeintlich ja nach wie vor um 
sudetendeutsche Belange kümmere. Ferner müsse es einem Verein erlaubt sein, „ die Leitidee“ seiner 
Satzung immer wieder „dem Wandel der Zeit anzupassen“. Diese Anpassung sei aber wie eine 
einfache Satzungsänderung zu behandeln und müsse nicht von „allen Mitgliedern“ gebilligt werden. 
Ob dafür eine Prozentzahl von 50 % oder 75 % genüge, ließ das Gericht offen. 

Gegen diese Meinung lässt sich aber einiges sagen. So nannte der SL-Vorsitzende die 
Satzungsänderung eine „ historische Wende“ und so schwärmte die Vereinszeitung vom Verlassen 
„ausgetrampelter Wege“. Das sind zweifelsfrei Hinweise auf energische Kurskorrekturen! Nun zum 
Wandel der Zeit! Einem Verein von Schrebergärtnern mag es durchaus erlaubt sein, wechselnden 
Moden hinterherzulaufen. Anders die SL. Diese ist ein Opferverband, dessen Leitidee auf bleibenden 
Rechtsgrundsätzen beruht, nach denen hoffentlich noch recht lange Mord als Mord und Raub als Raub 
bezeichnet werden dürfen und von denen man sich hoffentlich nie wird dispensieren können. Aber es 
kommt noch schöner! Wenn der Maßstab wirklich der Wandel der Zeit gewesen wäre, hätte man sogar 
zum gegenteiligen Ergebnis kommen müssen, denn das Völkerrecht steuerte gerade in den letzten 
Jahrzehnten deutlich in Richtung Restitution! Viele VertreiberStaaten sind daher auch dabei, zugefügte 
Schäden zu restituieren, und in diesem Sinne arbeitet auch kein 
geringerer als Dr. Bernd Fabritius, Vorsitzender der Siebenbürger 
Sachsen und Präsident des BdV, wenn er seinen Mitgliedern 
anbietet, in schwierigen Wiedergutmachungsfällen beim 
rumänischen Außenminister zu vermitteln! So sieht also der 
wirkliche „ Wandel der Zeit“ aus, der nicht nur bei einem Roman 
Herzog zur Suche nach „anderen Gründen“ hätte führen müssen. . 

Windige Presseerklärung 

Von all dem unbeeindruckt gab die SL schon kurz nach Urteils¬ 
verkündung eine Presserklärung heraus, die durch peinliches 
Weglassen suggerierte, den Prozess gewonnen zu haben. Das 
Gericht hätte nur einige kleine technische Mängel am Verfahren gerügt, aber ansonsten den 
Standpubnkt der SL „politisch und rechtlich“ bestätigt. Das war leider wieder sehr unsportlich, denn 
man muss auch Niederlagen eingestehen können! Aber Irreführungen dieser Art kennen wir noch vom 


Rätselhaftes Landgericht 

Bekanntlich wurde der Termin für die 
Urteilsverkündung kurzfristig vom 15. 
auf den 29. Januar 2016 verschoben. 
Rätselhaft ist daher ein Vermerk auf 
der letzten Seite des 22-seitigen 
Urteils, denn dort steht: 

„Verkündet am 20. 11. 2015“. 
Warum also der Aufschub, wenn das 
Urteil schon im November fertig war 
und wem wurde es damals verkündet? 
Dem Kläger jedenfalls nicht! _ 
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Sudetendeutschen Tag 2015, als den Besuchern die fünf Tage vorher erfolgte Zurückweisung der 
Satzungsänderung durch das Registergericht verheimlicht wurde. Seriosität sieht anders aus. Einen 
Gefallen hat sich die SL mit dieser Verlautbarung nicht getan. 

Test für Wahrheitsliebe 

Das ergangene Landgerichtsurteil ermöglicht es nun dem Registergericht, seine Zurückweisung vom 
19. Mai 2015 kostenpflichtig zu vollstrecken. Noch interessanter wird es aber am 27. 2. 2016 bei der 
Sitzung der nächsten Bundesversammlung, denn das Angelöbnis wird die Wahrheitsliebe einiger 
Abgeordneter auf die Probe stellen. Dann müssen nämlich auch die Satzungsänderer geloben, sich 
der gültigen Satzung zu „unterwerfen“? Und gültig ist vermulich noch für einige Jahre die von ihnen 
abgelehnte. (Weitere Ausführungen sh. Seite 6) (F. V.) 

..Perm sie wissen nichL was sie tun " 

Parallel zum gerichtlichen Streit um die Satzungsänderung kam es im Dezember des Vorjahres zu 
einem weiteren Tiefpunkt im Leben der SL. Deren Lührungsriege beschloss nämlich kurz vor der 
Weihnachtspause, dass Ämter im Witikobund unvereinbar sein sollen mit einer Lunktion in der SL. 
Das gleiche gelte auch für Funktionen im neuen „ Bündnis zur Wahrung sudetendeutscher Interessen 
Über diese Entwicklung informierte die Sudetendeutsche Zeitung am 19. Dezember 2015 unter der 
Überschrift „Gegen Extremismus und Spaltung“. 

Nun, die Witikonen haben schon Schlimmeres ertragen. Die Älteren unter ihnen erinnern sich 
vielleicht noch, dass man ihrem Bund einst auch die Attentate in Südtirol in die Schuhe schieben 
wollte oder dass sie im Egerland angeblich Waffenlager eingerichtet hätten. Auch der Extremismus- 
Vorwurf schreckt sie nicht mehr, seit in der Presse diskutiert wird, ob Sarah Wagenknecht vielleicht 
eine verkappte Rechte sei (PAS, 17.1.16). 

Nun also neuer Streit. 

Aber welcher Logik folgt er? Hätte man nicht wenigstens warten können, bis sich das Gericht zum 
Satzungsstreit geäußert hat? Die Zielpersonen standen ja schon damals voll auf dem Boden der 
gültigen Satzung! Und jetzt, nach dem Urteil, erst recht! Rechtfertigungsbedarf gibt es allenfalls für 
die Gegenseite! Und dann das Bündnis zur Wahrung sudetendeutscher Interessen ! Heißt das im 
Umkehrschluss, dass sich die SL von diesen Interessen losgesagt hat? Sehr aufschlussreich, auch für 
das Gericht! 

Wenn wir wohlwollend annehmen, dass nicht Bosheit, sondern nur Unbedarftheit der Grund für diese 
Beschlüsse ist, dann fällt einem nur noch das Motto des Halbstarkenfilms (mit James Dean) ein: Denn 
sie wissen nicht, was sie tun! 

Aber jetzt im ernst! 

Mit der angestreben Ausgrenzung von Mitgliedern hat sich die SL ein niederschmetterndes 
testimonium paupertatis (Armutszeugnis) ausgestellt. Das sind politische Steinzeitmethoden, ohne 
erkennbare Zeichen demokratischer Reife. Aber wen Gott strafen will, den schlägt er mit Blindheit! 
Sehen die Urheber nicht, dass ihr Angriff in Wahrheit einer Gruppe von Menschenrechtsverteidigern 
gilt und direkt der Legalisierung der Vertreibung dient? Nur völlig Ahnungslose werfen ihre Rechte 
wie einen Petzen Papier hin! Weiß denn keiner mehr, dass das Recht gerade nur ein ethisches 
Minimum markiert und seine Missachtung direkt in den rechtsfreien Raum führt. Leider bewegen sich 
in der SL einige schon seit Jahren in diese Richtung und scheren sich keinen Deut mehr um die gültige 
Vereinssatzung oder um die einschlägigen Paragrafen des BGB. Ziel sei, laut Posselt, eine 
„zeitgemäße“ Satzung, sprich also eine zeitgeistkonforme Satzung. Damit sind wir aber wieder beim 
rechtsfreien Raum und, noch schlimmer, bei einer von Moral unberührten Denkungsart! Die 
Sudetendeutschen sind jedoch nicht bereit, diesen Weg mitzugehen. Es reicht, wenn sich unsere 
Vertreiber in dieser Umgebung wohlfühlen. Wir berufen uns auf eine Sphäre, die außerhalb und über 
derjenigen liegt, die sich alleine auf machiavellistische Gewalt stützen möchte. An dieser Bruchstelle 
stehen wir heute, und wir müssen uns gut überlegen, wie wir Rechte und Würde unserer Volksgruppe 
bewahren. (F.V.) 


Der ist in tiefster Seele treu , der die Heimat liebt wie Du! 

(Theodor Fontane) 
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Was säst der Jurist zum Satzungsurteil vom 29.1.2016? 

Dem Juristen fällt an dem Urteil sofort die Umkehrung der juristischen Systematik auf. Regel ist, dass 
zunächst die Einhaltung der Formalien überprüft wird. Bei Vorliegen eines Formfehlers wird die 
Klage erbarmungslos abgewiesen, auch um die Vergeudung von Ressourcen zu vermeiden. 

Richter Habereder vom Fandgericht München I nahm aber die Mühen der materiellen Prüfung auf 
sich, ehe er in einem zweiten Schritt den Formfehler feststellte. Das glich einem Geschenk an die SL. 
Seine Fleißarbeit war aber nicht nur überflüssig, sondern auch fragwürdig, denn die von ihm 
abgesegnete neue Zweckbestimmung ist viel zu vage. Sie kann zu Dauerstreit im Verein führen, da 
nicht klar erkennbar ist, welche Vereinsbeschlüsse noch vom Vereinszweck abgedeckt sind und 
welche nicht. Es ist sogar denkbar, dass das Registergericht die Eintragung deswegen ablehnt. 
Problematisch ist auch, dass die Sudetendeutschen einem Gericht, also Außenstehenden, gestatten, 
über ihre Zielesetzungen zu befinden. ( aus einer Stellungnahme von RA Heinz Veauthierfür den Kläger) 


Der Witikobund hat am 16. November 2015 folgende Stellungnahme zur Flüchtlings¬ 
problematik herausgegeben: 

Erst Integration der deutschen Ostvertriebenen vollenden! 

Frau Merkel bürdet Deutschland neue Integrationsaufgaben auf, noch ehe die alten abgearbeitet sind. 
Alleine die Eiertänze um die Stiftung Flucht, Vertreibungen, Versöhnung (SFVV) in Berlin zeigen, 
wie voreilig ihr Ruf „Wir schaffen das“ war. 

Die Integrationsforschung kennt ein Dreistufenmodell, das Mitexistenz, Mitarbeit und Mitbestimmung 
unterscheidet. Den deutschen Ostvertriebenen verweigerte man leider die dritte Stufe, bei der sich im 
Idealfall Stammbevölkerung und Neubürger mit denselben Zielen identifizieren. 

Der Grund liegt am unzureichenden Lastenausgleich. Bei einer Entschädigungsquote von rd. fünf 
Prozent (mit starker Degression bei Produktionsmitteln und größeren Vermögen) besaß der 
Vertriebene nach dem Wirtschaftswunder bestenfalls ein mit Hypotheken belastetes Eigenheim. 
Nichtvertriebene hingegen konnten ungestört ihr Eigentum und ihre Produktionsmittel nutzen und 
schon im Wirtschaftswunder teilweise gewaltige Vermögenszuwächse in ihre Taschen lenken. 
Wirtschaftliche Macht ist aber nicht erst seit Karl Marx der Schlüssel zur politischen Macht. So konnte 
sich das westdeutsche Bürger- und Großbürgertum den Staat nach eigenen Vorstellungen einrichten. 
Nicht ins Konzept passt da bis heute die Gewährung diplomatischen Schutzes gegenüber den 
Vertreiberstaaten in Rehabilitierungsfragen. Die Verantwortlichen ließ es auch kalt, als die Medien in 
den sechziger Jahren begannen, die Vertriebenen als Revanchisten und verkappte Nazis zu schmähen. 
Bald bemächtigte sich auch das Kabarett dieses Themas und machte die Vertriebenen lächerlich. Das 
schüchterte viele von ihnen ein und machte ihnen auch noch die eigene Jugend abspenstig. In der 
Folge herrschte eine Art Friedhofsruhe, die mancher als gelungene Integration missdeutete. Es 
handelte sich aber um eine massive Verletzung der Menschenwürde und um Heuchelei, denn die 
Ministerien in Bonn waren selbst mit bis zu 66 Prozent NS-kontaminiert! 

Der bisherige Umgang mit den deutschen Ostvertriebenen kann nur bedingt als Qualifikations¬ 
nachweis für weitere Integrationsaufgaben angesehen werden. 

(Freigabe am 16.11.2015) 


Seit Gandhi wissen wir, dass es ein gutes Zeichen ist, wenn die Gegner Nerven zeigen: 
„Zuerst ignorieren sie dich, dann lachen sie über dich, dann bekämpfen sie dich und dann 

gewinnst du.“ 
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Können wir Krise? 

Mitte Dezember 2015 gab der baden-württembergische Ministerpräsident, Wilfried Kretschmann, ein 
Interview zur massenhaften Ankunft von Flüchtlingen und sagte „Wir können auch Krise“. Woher 
aber diese Selbstsicherheit? Da er selbst Nachfahre von Vertriebenen ist, müsste er eigentlich wissen, 
wie mühsam es für die Ostvertriebenen war, in der neuen Heimat Fuß zu fassen. Und wenn er den 
„Kasten“ auf Seite 6 liest, erfährt er auch, dass dieser Anpassungsprozess immer noch nicht 
abgeschlossen ist. Kretschmann kann seine Selbstsicherheit aber auch nicht von heutigen Erfahrungen 
abgeleitet haben, es sei denn, er stellt sich blind! 

Gefahr großer Verwerfungen 

Die massenhafte Zuwanderung kulturfremder Menschen überfordert die einheimische Gesellschaft. 
Zuerst leidet das Vertrauen zwischen Einheimischen und Zuwanderern und dann auch noch das 
innerhalb dieser beiden Gruppen. Wie der „Kampf gegen rechts“ und das Misstrauen des Volkes 
gegen Medien, Parteien und Staatsführung vermuten lässt, befinden wir uns schon auf dieser zweiten 

Stufe. Das Versprechen, kriminelle Ausländer 
schneller abzuschieben, kann auch tatsächlich 
nicht eingehalten werden, wenn sich deren 
Herkunftsländer weigern, ihre Staatsbürger 
zurückzunehmen. Was wird übrigens geschehen, 
wenn der Kampf um Arbeitsplätze und 
Wohnungen beginnt und Legionen junger Männer 
keine Frauen finden? 

Menschen in Not verdienen unsere Hilfe, aber wo 
ist die Grenze? Nach den jetzt praktizierten 
Maßstäben wären zwei Drittel der Welt¬ 
bevölkerung in Deutschland asylberechtigt! Spätestens hier muss die Einsicht Platz greifen, dass der 
Satz „Wir können auch Krise“ ein schnippischer Sprach-Gag ist, aber sonst nichts! Die 
Verantwortlichen sollten wenigstens zur Anwendung geltenden Rechts zurückkehren! 

Die Flüchtlingskrise im Ausland 

Anders als in Deutschland sind die anderen europäischen Staaten keineswegs überall davon überzeugt 
„Krise zu können“. Am weitesten geht dabei wohl die Tschechische Republik. Deren Staatspräsident, 
Milos Zeman, nannte die Flüchtlinge Trojanische Pferde und sagte in seiner Neujahrsansprache: 
„Dieses Land ist unser Land, es ist nicht für alle da und kann auch nicht für alle da sein “ 

Da war es nur logisch, dass sich die inzwischen europaweit vernetzten Patrioten am 23724. Januar 
2016 in der kleinen tschechischen Stadt Roztoky bei Prag trafen, um „ unsere Art des Zusammenlebens 
zu schützen “. Sie kamen aus zehn Ländern (Tschechien, Slowakei, Polen, Österreich, Bulgarien, Holland, 
Finnland, Estland, Italien und Deutschland) und tauften ihre Vereinigung „Festung Europa“. In der von 
ihnen verabschiedeten „Prager Erklärung“, heißt es: „Die globalen Eliten haben uns Armut, 
Arbeitslosigkeit, Korruption, Chaos und den moralischen Zusammenbruch gebracht. Es ist an der 
Zeit, dies zu beenden. “ 

Immer diese Sudetendeutschen! 

Diese Art der Krisenbewältigung ist aber zweischneidig, denn da sind immer noch diese verflixten 
Sudetendeutschen! Könnte es vielleicht sein, dass auch deren Vertreibungsschicksal auf das 
Versagen der „globalen Eliten “ zurückgeht? Wäre es nicht schön, wenn die „Festung“ auch hier 
Chaos und moralischen Zusammenbruch bekämpfte? Sehr zweischneidig sind auch die wackeren 
Worte des tschechischen Staatspräsidenten, besonders wenn man gewohnt ist, alles zu Ende zu 
denken! Auch das Sudetenland befand sich einst in festen Händen, aber als sich seine Bewohner gegen 
tschechische Trojaner-Pferde wehrten, trugen diese keine Bedenken, sie zusammenzuschießen, als 
Nazis zu schmähen, auszurauben und zu vertreiben. 

Wann fällt bei Ihnen der Groschen, Herr Zeman? 
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UdV-Veranstaltung in München 

Ein Bericht aus dem wirklichen Leben! 

Andreas Schmalcz, der Bezirksvorsitzende der UdV München (Union der Vertriebenen in der CSU), 
lud für den 19.01.2016, zu einem Gespräch mit dem Tschechischen Generalkonsul Dr. Milan Coupek 
ein. Thema: „Unser gemeinsames Haus Europa 66 . Bedauerlicherweise fanden nur acht (8) Europa- 
Interessierte, darunter drei (3) Sudetendeutsche, den Weg zu dieser Veranstaltung. 

Der Konsul tat sich sichtlich schwer, da er zu Recht feststellte, dass er den Anwesenden, „die ja alle 
Sachkenner“ seien, nicht viel Neues berichten könne. Er beschränkte sich deshalb darauf, seinen 
Lebenslauf und die wirtschaftliche Entwicklung in der CR zu schildern. Auf die Sudetenproblematik 
ging er am Rande ein und lobte unter anderem, die museale Zusammenarbeit zwischen Aussig und 
München. Auch den Besuch von Ministerpräsident a.D. Necas führte er als Zeichen einer 
zunehmenden Normalisierung an. 

Bei der Fragerunde stellte Lm. Slezak fest, dass das Desinteresse der Menschen aus der „größten 
Sudetendeutschen Stadt“, daher komme, dass sie weder von der Tschechischen, noch von der 
Deutschen Regierung etwas Positives erwarten, denn sie sind zu oft getäuscht und enttäuscht worden. 
Dann bedauerte Slezak den Generalkonsul persönlich, weil dieser einen Staat vertrete, der 
Vertreibung und Völkermord als Grundlage seiner nationalen Existenz für notwendig halte. Das 
Festhalten an den Vertreibungsdekreten und am Straffreistellungsgesetz sei eine Schande für die CR 
und ganz Europa. In Deutschland stehe gerade ein 95-jähriger KZ-Bediensteter vor Gericht, in der 
Tschechischen Republik schützt solche Täter immer noch das Straffreistellungsgesetz. 

Sogar der ebenfalls anwesende SL-Geschäftsführer, Herr Lippert, schloss sich dem an, betonte aber, 
dass sich das Verhältnis trotzdem dank Bernd Posselt deutlich verbessert habe. Die erfolgte (?, H.S.) 
Satzungsänderung habe dazu beigetragen, dass in Brünn ein „Lebensmarsch“ stattgefunden habe und 
in diesem Jahr wiederholt werde. Der erstmalige Besuch eines Tschechischen Politikers, des 
Vizeministerpräsidenten der Tschechischen Republik, im Sudetendeutschen Haus und die dortige 
Kranzniederlegung seien deutliche Zeichen der Annäherung. 

Dem widersprach Paul Hansel, Bezirks vor sitzender des BdV Oberbayern, ganz entschieden und 
berichtet von der Rundreise des ehemaligen SL-Sprechers und Landtagspräsidenten a.D., Johann 
Böhm, zu den Mahnmalen in der CR, wie Lidice, Aussig und Theresienstadt, die er lang vor den 
Reisen Posselts und Seehofers angetreten habe. Auch hätten schon lange vorher drei angesehene 
tschechische Senatoren Blumensträuße im Sudetendeutschen Haus für die Opfer der Vertreibung 
niedergelegt (ohne dass die Europafahne gegen die Tschechische Fahne getauscht wurde, H.S.). Der spätere 
Ministerpräsident Beckstein war teilweise mit dabei und habe unseres Wissens immer die 
Abschaffung der Vertreibungsdekrete gefordert. Dasselbe gelte von seinem Vorgänger, Dr. Stoiber, 
könne aber von Horst Seehofer leider nicht berichtet werden. Der wolle die Vergangenheit, in 
Übereinstimmung mit Posselt und Lippert, lieber den Historikern überlassen. 

Eine Vertreterin der Ackermanngemeinde berichtete von vielen positiven Begegnungen, aber auch 
sie forderte die Aufhebung der Dekrete, „aber wir müssen darauf verzichten, das Haus 
zurückzufordern, in dem nun andere wohnen.“ Darauf Slezak, unsere Forderungen richteten sich nicht 
an den jetzigen Hausbesitzer, der hat uns nicht vertrieben, sondern an den Tschechischen Staat, der in 
der Pflicht ist, wie es der deutsche Staat bei der Wiedergutmachung war. Er führte Ungarn als Beispiel 
dafür an, und Herr Hansel ergänzte, dass in Ungarn gerade jetzt zum vierten Male das Gedenken an 
die Vertreibung stattfinde. Ob es so etwas in der Tschechischen Republik auch gebe, fragte er den 
Konsul. Die Antwort war, er glaube, „offiziell nicht“. Es wurde noch über Deutsche Friedhöfe und 
deren Erhaltung oder Nichterhaltung gesprochen, über Deutsche Ortsnamen und die Erhaltung der 
Kultur. 

Danach wurde die Flüchtlingskrise thematisiert. Der Generalkonsul vertrat die Meinung, die 
Kanzlerin habe sie gerufen, und Deutschland müsse damit fertig werden. Die CZ habe bereits 150.000 
Ukrainer aufgenommen und leiste Dienst an der Außengrenze der EU. Außerdem wollen die 
Flüchtlinge auch nicht in der CR bleiben, sondern nach Deutschland oder Skandinavien reisen. Paul 
Hansel stimmte dieser Sicht bedingt zu, denn die Kanzlerin könne nicht im Alleingang alle ohne 
Begrenzung einladen und dann erst die Europäische Solidarität einfordern. 
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Zu diesem Thema ergänzte Slezak: Die Haltung der CR könne niemanden überraschen, denn durch die 
Vertreibung der Sudetendeutschen hätten sie sich endlich ethnisch gesäubert und sie würden sich doch 
nun nicht wieder ethnisch „verunsäubern“, noch dazu mit Menschen anderen Glaubens. 

Obwohl an sich noch viel Diskussionsstoff vorhanden gewesen wäre, verzichteten die wenigen 
Besucher auf weitere Fragen, die doch nur mit den bekannten Floskeln unbefriedigend beantwortet 
worden wären. So endete die Veranstaltung bereits um 19.45 Uhr. 

Bezeichnend aber war, was eine Stunde später beim Neujahrsempfang der JU am Promenadenplatz in 
der Commerzbank stattfand. Der Andrang war so groß, dass der Saal geschlossen werden musste. Als 
einige UdV-ler gefragt wurden, warum sie nicht zu „Unser gemeinsames Europa“ mit Coupek 
gekommen wären, war die Antwort, „das ist doch Schnee von gestern“. (Berichterstatter Hans Slezak) 


Europäische Kulturhauytstadt Breslau 

Zusammen mit San Sebastian wurde Breslau für 2016 als eine der beiden Kulturhauptstädte Europas 
bestimmt. Außerdem war Breslau gleich zu Anfang dieses Festjahres auch Austragungsort der 
Europameisterschaft im Handball. Beide Veranstaltungen geben Anlass, sich mit der deutschen 
Vergangenheit Breslaus zu befassen. 

Das Handballereignis fand in der Jahrhunderthalle statt. Diese wurde zwischen 1911 und 1913 von 
der Firma Dyckerhoff nach Plänen von Max Berg erbaut. Sie war mit 65 Metern Durchmesser in ihrer 

Zeit der größte in Stahlbeton errichtete Kuppelbau der 
Welt. Die bedeutenden Kosten trug alleine die Stadt 
Breslau. Die Einweihungsfeier war gleichzeitig 
Gedenkfeier an die Befreiungskriege von 1813. Es grenzte 
an ein Wunder, dass die Halle den Krieg fast unversehrt 
überstanden hatte, denn Breslau war bei Kriegsende zur 
Festungsstadt erklärt worden. Heute ist die Halle 
Weltkulturerbe! 

Breslau wurde nach dem Kriege mit Schlesien von Polen 
annektiert. Wie bei anderen deutschen Städten auch, bewiesen die Polen beim Wiederaufbau großes 
historisches Verständnis, so dass man auch hier sagen kann: Die Steine sprechen deutsch. Obwohl die 
Polen mit der deutschen Vergangenheit ihrer annektierten Regionen unbefangener umgehen als die 
Tschechen, sind auch bei ihnen Korrekturen nötig. So beispielsweise, wenn von einer deutsch- 
polnisch-jüdischen Vergangenheit Breslaus gesprochen wird und so Zweifel am eindeutig deutschen 
Charakter der Oderstadt gesät werden. Nicht zuletzt hat Breslau so viele Nobelpreisträger (10) 
hervorgebracht wie keine andere deutsche Universitätsstadt! Polnischem Wunschdenken entspringt 
auch, wenn behauptet wird, dass nach der Vertreibung der Deutschen „vor allem“ Polen aus den 
Ostgebieten in Breslau ansässig wurden. Richtig ist vielmehr, dass nur knapp 24 % der Neubürger von 
jenseits der Curzon-Linie kamen. Diese Gebiete gehörten zu Russland und wurden 1921 von Polen 
gewaltsam annektiert, was 1945 rückgängig gemacht wurde. Wer wollte, konnte für sie russische 
Staatsbürgerschaft optieren und bleiben, wer das ablehnte, musste in den Westen ziehen, aber mit all 
seiner Habe und ohne Enteignung. Das sind die Fakten, die es allerdings oft sehr schwer haben, sich 
gegen böswillige Geschichtslegenden durchzusetzen. 

Die Kolbenhey er-Gesellschaft ist skeptisch 

Trotz scharfer Nachkriegs Verfolgung konnte Guido Kolbenheyer nach dem Kriege aus dem 
Familienbesitz eine kunsthandwerklich herausragende Weihnachtskrippe retten. Sie befand 
sich bis vor wenigen Wochen am Heiligenhof, wurde jetzt aber von dort ins Archiv der 
Kolbenheyer-Gesellschaft überführt. Dem Wunsch, die Krippe als Leihgabe nach München in 
das geplante Sudetendeutsche Museum zu geben, entsprach die Kolbenheyer-Gesellschaft 
einstweilen nicht, weil die derzeitige Politik der SL auch „für Zeugnisse der Volkskultur keine 
Erhaltungsgarantie“ gebe. Die Krippe, ein kunsthandwerkliches Kleinod, kann aber im Archiv 
E.G.Kolbenheyer der Gesellschaft besichtigt werden. Kolbenheyer hat die Krippe in der „berührenden 
Karlsbader Weihnachtsgeschichte Ölberg, Krippe und Kerzenschein“ beschrieben. (Aus: Weihnachthrief der 
Kolbenheyer-Ges., Dez . 2015). 



K 



Jahrhunderthalle Breslau, fertiggestellt 1913 
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50 Millionen Euro für deutsche Zwangsarbeiter 

In einer sog. Bereinigungssitzung zum Bundeshaushalt 2016 hat der Haushaltsausschuss des 
Deutschen Bundestages Mitte November 50 Mio. Euro für die „Entschädigung“ deutscher 
Zwangsarbeiter bewilligt. Sie stehen während der nächsten drei Jahre zur Verfügung. Damit soll 
Zivilisten deutscher Volkszugehörigkeit, die für ausländische Staaten während und nach dem 2. 
Weltkrieg oft jahrelang Zwangsarbeit leisteten, eine symbolische Anerkennung gewährt werden. 

Während verschiedene Opfergruppen beider deutscher Diktaturen 
zeitnah Entschädigungsleistungen erhielten, dauerte es bei den 
Deutschen 70 Jahre. Das ist wahrlich kein Ruhmesblatt für die 
Bundesrepublik Deutschland und indirekt auch nicht für deren 
Vertriebenenpolitik, denn die Vertriebenen waren naturgemäß von 
Zwangsarbeit besonders oft betroffen. So haben sich auch zwei 
Vertriebenenpolitiker besonders intensiv um die Bewilligung der 
Entschädigung bemüht, nämlich die Bundestagsabgeordneten Klaus 
Brähmig (CDU) und Dr. Bernd Fabritius (CSU). Brähmig ist 
Vorsitzender der „Gruppe der Vertriebenen, Aussiedler und deutschen 
Minderheiten der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag“ und 
Fabritius dessen Erster Stellvertreter. Fabritius ist bekanntlich auch 
BdV-Präsident. Ungeklärt ist zurzeit (noch), ob die nach ihrer 
Entlassung in den Heimatgebieten verbliebenen deutschen Zwangsarbeiter auch unter diese Regelung 
fallen (können). 

Sobald die Antragsmodalitäten bekannt gemacht werden, wird der Witikobrief davon berichten. (FHS) 



Klaus Brähmig, MdB (CDU) hat 
sich größten Dank der Vertriebenen 
verdient. 


Quo vadis Deutschland? 

Das Nahe, das uns doch immer ferner zu sein scheint - Deutsche Opfer sind vergessen! 

Deutsche als Opfer spielten leider im zu Ende gehenden sehr geschichtsträchtigen Jahr 2015 - 70 Jahre 
nach Ende des verheerenden 2. Weltkrieges - im eigenen deutschen Land kaum noch eine Rolle mehr. 
Das ist umso beschämender, weil nicht einmal die Vertriebenenorganisationen der Bundesrepublik 
dabei deutlich genug andere Akzente setzen konnten. 

So fand traditionell zu Pfingsten der Sudetendeutsche Tag 2015 unter dem verheißungsvollen Motto 
„Menschenrechte ohne Grenzen“ statt. Dabei zugleich auch daran zu erinnern, dass vor 70 Jahren 
Millionen Sudetendeutsche grausam und brutal vertrieben wurden, verhinderte der Bundesvorstand 
der Sudetendeutschen Landsmannschaft leider gegen das Veto eines einzigen Mitgliedes. Es war der 
mangelnde Mut und auch die zunehmende zeitgeistige Anpassung an die sogenannte „Political 
Correctness“ auch in der Sudetendeutschen Landsmannschaft, die dann in fast logischer Folge 
erstmalig auch dazu führte, dass einer gesamten Gesinnungsgemeinschaft - dem angeblich als 
besonders konservativ geltenden Witikobund - die Teilnahme am Sudetendeutschen Tag untersagt 
worden war. Dass dennoch eine Reihe von Witikonen in anderer Funktion und Eigenschaft den 
Veranstaltungen im Augsburger Messegelände beiwohnten und aufmerksame Besucher vielleicht zum 
eigenen Erstaunen eine besondere Nervosität bei den für die Sicherheit beauftragten Mitarbeitern 
feststellten, sei hier der Vollständigkeit halber nur am Rande mit erwähnt. Und selbst bei der durchaus 
beeindruckenden Rede und dem Rhetoriktalent des Sprechers, Bernd Possselt, war die besondere 
Anspannung deutlich zu spüren. 

Damit ist klar, dass wir leider in Deutschland aus den geschichtlichen Ereignissen nicht alle 
notwendigen Schlüsse gezogen haben und dass Gespräche auf Augenhöhe mit unseren 
Nachbarländern über die heiklen Fragen der Vergangenheit auch weiter tunlichst offiziell vermieden 
werden. Tatsächliche Verständigung wird aber nur möglich sein mit der ganzen und schonungslosen 
Wahrheit, auch wenn sie schmerzt. Symbolgestik wie die Videobotschaft des stellvertretenden 
Ministerpräsidenten der Tschechischen Republik und zugleich Vorsitzenden der Christdemokraten 
(KDU-CSL), Pavel Belobrädek, beim Sudetendeutschen Tag 2015 in Augsburg oder sein Besuch im 
Sudetendeutschen Haus München ändern daran leider kaum etwas entscheidend. 
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Nicht nur viele Vertriebene und deren Nachkommen, auch viele andere Menschen wenden sich 
deshalb von den Organisationen, die deren Interessen und Inhalte aus ihrer Sicht nicht mehr 
hinreichend vertreten, zunehmend resigniert ab. Damit geschieht genau das, was beispielsweise 2015 
auch die Bremer Nichtwähler mit ihrer Stimmenthaltung dokumentierten. 

Unsere Demokratie gerät deshalb zunehmend in eine besorgniserregende Schieflage, wie das auch 
jeden Montag bei den PEGIDA-Demonstrationen vor allem in Dresden sichtbar wird, genauso wie bei 
den hilflosen Versuchen der offiziellen Politik, damit in angemessener Weise umzugehen. Und leider 
agieren unsere gewählten Volksvertreter offensichtlich noch immer nicht, sondern betreiben in 
bedrückender Mehrheit eine „Vogel-Strauß-Politik“. Nichts Sehen-, nichts Hören- und nichts 
Sagenwollen, -dürfen oder -müssen und stattdessen die heiklen Fragen mit der bekannten Raute- 
Symbolik auszusitzen, das scheint also immer mehr um sich zu greifen. 

Die „Welt am Sonntag“ hat am Internationaler Tag der Pressefreiheit vor einigen Monaten in einer 
ganzseitigen Anzeige mit folgender treffenden Aussage geworben: 

„ Wer nicht sagen kann, was er denkt, kann andere nicht zum Nachdenken bringen. Wenn man seine 
Meinung nicht äußern darf, dann wird die gängige Meinung zur Doktrin. Wer nur die eigene Meinung 
zulässt, hat keine Meinung, sondern eine Ideologie. 

Wer nur sagt, was andere hören wollen, sagt nicht die Wahrheit. Wer glaubt, die absolute Wahrheit zu 
haben, weiß nicht genug. Freiheit ist immer die Freiheit des Andersdenkenden. “ 

Sie bezog sich damit vor allem auf die zunehmend bei den Demonstrationen in Dresden und anderswo 
zu hörenden Sprechchöre „Lügenpresse, Lügenpresse!“ oder die Vorwürfe durch die AfD mit der 
Bezeichnung „Pinoccio-Presse“. 

Dabei auf das bekannte Rosa-Luxemburg-Zitat bezugnehmend hat die Zeitung bewusst oder 
unbewusst etwas auf gegriffen, was im Spätsommer 1989 schon einmal im sprichwörtlichen Sinne im 
heutigen Mitteldeutschland das Fass zum Überlaufen brachte, als zuerst Hunderte und später zig 
Tausende friedlich mit Spruchbändern, Sprechchören und brennenden Kerzen auf die Straße gingen 
und ihren Unmut über die vom eigenen Volk abgehobene „Politikerkaste da oben“ zum Ausdruck 
brachten. 

Ganz sicherlich ist die Situation an vielen Orten unseres Landes, wo sich Unmut in Leserbriefen an 
Tageszeitungen, auf der Straße und in unzähligen Intemet-Blogs 25 Jahre später immer deutlicher 
artikulieren, eine andere. Eine leider noch zu schweigsame Mehrheit hat es sich zu Hause eingerichtet, 
mit Hartz 4 und den kleinen Schummeleien dabei, mit Niedriglöhnen oder immer wieder auslaufenden 
Kurzzeitverträgen z. B. auch an den Hoch- und Fachschulen unseres Landes. 

Wann, so frage sicherlich nicht nur ich mich, wird die gegenwärtige Alltagspraxis bei uns Umschlägen 
und vor allem wie? Auf einer Diskussionsveranstatlung Anfang Dezember 2015 in Dresden mit 
Professor Patzelt und Thilo Sarrazin kam dazu nicht ohne Grund die Frage nach einem Bürgerkrieg in 
Deutschland und die Antwort macht schon sehr nachdenklich. 

Das Jahr 2016 könnte dafür eine erste deutlichere Zäsur bieten, beispielsweise innerhalb der 
Landsmannschaften in der von den Sudetendeutschen neu gewählten Bundesversammlung oder bei 
den in diesem Jahr anstehenden zahlreichen Kommunal- und Landtagswahlen. Bei den ganz sicher 
weiter wachsenden Herausforderungen und damit auch Problemen aufgrund der ungesteuerten 
Zuwanderung in Deutschland und dem immer offensichtlich werdenden Auseinanderdriften des EU- 
Europas sind aber auch weitere Diskurse vorherzusehen. 

Wir leben also in einer spannenden und herausfordernden Zeit und es gilt, sie aktiv selbst 
mitzugestalten und nicht nur Zaungast ihrer zu sein. 

Das meint Claus Hörrmann, 01844 Neustadt i. Sa. 


Korrigenda: In dem Beitrag „Beneschdekrete vor 70 Jahren beschlossen“ (Folge 4/2015, S.12) wurde 
der Ort Liboch genannt. Der deutsche Name lautet aber Königswalde. Verwechselt wurden in dem 
Nachruf auf Dr. Schickei am Schluss leider die Abkürzungen IfZ und Zfl. 
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Die Siebenbürger Sachsen und die Eigentums frage 

Beim Verbandstag der Siebenbürger Sachsen wurde die rumänische Regierung aufgefordert „ die 
Thematik der Restitution/Entschädigung des konfiszierten Vermögens unverzüglich einer gerechten 
Lösung zuzuführen“. Der Verbands Vorsitzende, Dr. Fabritius, ergänzte: „ Die Entschädigung des 
konfiszierten Vermögens ist für die noch in Rumänien lebenden Landsleute und das dort vorhandene 
Gemeinschaftsvermögen, mit einigen Ausnahmen, im Wesentlichen gut gelaufen “. Nicht erledigt seien 
aber die Anträge von Personen, die ausgewandert sind und ihre Rechte nicht innerhalb der sehr knapp 
gesetzten Fristen durchsetzen konnten und oft von einer unwilligen bis feindlich eingestellten 
Administration behindert worden seien. „Es gibt eine Vielzahl von Anträgen, die seit Jahren bei den 
Behörden liegen und nicht bearbeitet werden “, sagte Fabritius. Das Thema Restitution und 
Entschädigung des im Kommunismus konfiszierten Eigentums sei auf allen politischen Ebenen von 
der Landsmannschaft (der Siebenbürger Sachsen, Red.) andauernd kritisch begleitet worden. 
Der Bundesvorstand der Siebenbürger Sachsen forderte die Mitglieder des Verbandes auf, noch offene 
Restitutionsverfahren in der Bundesgeschäftsstelle in München zu melden. Ein entsprechendes 
Formular werde den Mitgliedern und jenen, die es werden wollen, in Kürze auf www.siebenbuerger.de 
bereitgestellt oder auf Anfrage zugesandt. Die Liste mit ungelösten Fällen wird dann, wie beim 
Treffen des rumänischen Außenministers mit Vertretern der siebenbürgischen und Banater 
Landsmannschaft vereinbart, an die rumänischen Seite übermittelt, die die Verfahren schrittweise 
lösen will. 


Die normative Macht des Faktischen ? 

Seit den Sechziger Jahren spricht man gerne von der „normativen Macht des Faktischen“, besonders, 
wenn es um Vertriebenenpolitik geht. Die Anhänger dieser Auffassung nennen sich noch heute gerne 
„Realpolitiker“ und bezeichnen jene Mitbürger, die sich dem nicht anschließen, als Illusionäre und 
Phantasten. Die „Realisten“ übersehen jedoch, dass es nachweisbar falsch ist, in der Politik nur von 
einer gegenwärtigen Situation zu einer Zukunftsprognose zu kommen. 

Beweise: 

Wer hätte vor 26 Jahren den Fall der Mauer für möglich gehalten? Oder denken wir an den jüdischen 
Staat! Er wurde vor 1900 Jahren zerstört, und das jüdische Volk in alle Welt zerstreut. Heute besteht 
dieser Staat bereits wieder seit fast 70 Jahren! Polen wurde im 18. und 19. Jahrhundert dreimal geteilt; 
doch nach der verlorenen Schlacht bei Ostrolenka 1830 sangen die Besiegten: „Noch ist Polen nicht 
verloren“ und 1917 wurde es wieder ein Staat. Als der 1. Präsident der 1918 gegründeten Tschechei, 
Prof. Dr. Masaryk, von einem Journalisten befragt wurde, weshalb es nach so langer Herrschaft der 
Gründung gekommen sei, antwortete er: „Das Recht eines Volkes verjährt 
nicht.“ Der „Durchhalte-Oberbürgermeister“ von Berlin, Prof. Ernst Reuter, 
hielt am 24. 6. 1948, ein Jahr vor der Beendigung der Blockade, eine Rede, in 
der es u. a. hieß: „Es gibt Menschen, die in einer kritischen Stunde anfangen 
davon zu reden, man müsse sich mit den Realitäten, mit den Tatsachen und 
Verhältnissen abfinden. Man beschimpft mich, indem man sagt, ich sei die 
Personifikation der Einsichtslosigkeit in die realen Verhältnisse. Wir Deutsche 
ob.E mst Reuter, Berlin haben damit bittere Erfahrungen gemacht. Mit den realen Verhältnissen fanden 

sich alle diejenigen ab, die 1933 sich dazu entschlossen hatten, Frieden mit Hitler zu machen. “ 
Vermeinen die „Realisten“, ein dauerndes Nachgeben würde uns einen Erfolg bringen? Zum 
Durchhalten gehören eben etwas Zähigkeit und ein gutes Stück Glauben. Der Nachfolger von Dr. 
Wenzel Jaksch im das Amt des BdV-Präsidenten, der Ostpreuße Reinhold Rehs (MdB/SPD), sagte in 
einem Gespräch mit dem „Zeit“-Reporter Werner Höfer: „Ein Politiker, der nicht an seine Sache 
glaubt, kommt nicht ans Ziel“. 
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Das goldene Protektorat 

So schmerzhaft es 1939 für die Tschechen war, durch die Errichtung des „Protektorats Böhmen und 
Mähren 46 ihre staatliche Unabhängigkeit zu verlieren, haben später doch viele vom „Goldenen 
Protektorat 44 gesprochen. Die deutsche Protektoratsleitung war auch klug genug, für materielle 
Verbesserungen zu sorgen und darüber hinaus dem tschechischen Arbeiter und Bauern erstmals eine 
hohe gesellschaftliche Anerkennung zu Teil werden zu lassen (Charles Wighton, Heydrich, S. 259). So kam 
es, dass tschechische Bauern nach dem Krieg gut gelaunt sagten, sie hätten das Protektorat leicht noch 
einige Jahre länger „aushalten 44 können! Hierzu passen einige Zahlen des Statistischen Zentralamtes in 
Prag, die am 27 Juli 1944 in der Neuen Züricher Zeitung abgedruckt wurden: 

Die Spareinlagen haben im Protektorat zwischen 1939 und 1943 von 33,8 auf 60 Milliarden Kronen 
zugenommen, was einer Steigerung um 75 % entspricht. Auf die ländlichen Genossenschaften 
alleine entfielen dabei 5 Milliarden Kronen. Gleichzeitig sanken die Darlehen bei den Genossen¬ 
schaften von 9,3 auf 6,8 Milliarden Kronen. Das bedeutet, dass die tschechischen Bauern in dieser Zeit 
nicht nur ein gewisses Kapital ansparen, sondern ihre Anwesen auch deutlich entschulden konnten. 
Diese Zahlen deuten sicherlich auch darauf hin, dass alle von den Tschechen für das Deutsche Reich 
erbrachten Leistungen fair bezahlt wurden und die Basis für Reparationsforderungen, mit denen ja die 
Enteignung der Sudetendeutschen begründet wird, nicht allzu breit ist. 

(Fundstelle: Reinhard Pozorny, Wir suchten die Freiheit, S. 321). 


Albert Einstein und der Sudetendeutsche 

Der 25. November 2015 war der 100. Jahrestag der Veröffentlichung der Relativitätstheorie Einsteins. 
Die Zeitungen berichteten darüber umfassend und griffen auch gerne Kurioses auf. So auch eine 
Geschichte aus der hessischen Kleinstadt Büdingen. 

0 Albert Einstein hatte sich 1933, als er Deutschland verließ, geschworen, 
niemals wieder deutschen Boden zu betreten. Man soll aber nie nie sagen! 

So weilte er im Jahre 1952 in der Schweiz, um Freunde zu treffen. Einer davon 
lebte aber in Büdingen in Osthessen und konnte nicht kommen. 
Kurzentschlossen fuhr daher der Physiker und Nobelpreisträger Anfang Juli mit 
Privatchauffeur und Leihwagen inkognito nach Büdingen. Sein Freund hieß Dr. 
Josef Neupärtl, war sechs Jahre jünger als Einstein und stammte aus 
Schlappenz im Kreis Iglau. Dr. Neupärtl war Studienrat und hatte von 1947 
bis 1949 am Wolfgang-Ernst-Gymnasium Büdingens gearbeitet. Seine Fächer 
waren Deutsch und Englisch. Als guter Gastgeber bot Dr. Neupärtl seinem 
berühmten Freund eine Stadtführung durch Büdingen und besuchte mit ihm das 
Schlossmuseum. Der Museumsdirektor war nicht anwesend und sandte Einstein später einen 
Museumskatalog. Einstein bedankte sich dafür am 20.Juli 1952. Dieser Dankesbrief wird im 
Schlossmuseum Büdingen verständlicherweise als Pretiose aufbewahrt. 

Woher Einsteins Freundschaft zu Dr. Neupärtl beruhte, ist leider unbekannt. Vielleicht können 
Landsleute aus dem Heimatkreis Iglau aushelfen? 


Albert Einstein 
( 1879 - 1955 ) 


Horst Rudolfe Übelacker 80 Jahrei 

Zum 80. Geburtstag gratuliert der Witikobund seinem früheren Vorsitzenden Horst Rudolf Übelacker 
recht herzlich! Unser Kamerad kann gleichzeitig auf 50 Jahre Mitgliedschaft im Witikobund 
zurückblicken, denn sein Beitritt erfolgte im Herbst 1965! HRÜ, wie sein oft im Witikobrief zu 
findendes Kürzel lautete, gehört damit zu den „dienstältesten 44 Mitgliedern unseres Bundes. Schon in 
den ersten Jahren seiner Mitgliedschaft „lief er sich warm 44 als Redner und Autor zahlreicher Artikel, 
bis er 1996 als Nachfolger Walter Staffas für zehn Jahre an die Spitze des Bundes berufen wurde. 


13 



WitikoBrief 1/2016 


Seite 14 


Feber 2016 


Feier der Hausner-Stiftung 

Irgendwie stimmt die Chemie zwischen der SL und der Hausner-Stiftung nicht mehr. Die Stiftung zog 
es daher vor, in diesem Jahr das Sudetendeutsche Haus zu meiden und ihre Jahresfeier in den Saal des 
Salesianums am St. Wolfgangplatz zu verlegen. Damit aber nicht genug. Hinter den Kulissen scheint 
auch ein heftiges Tauziehen um die zu Ehrenden stattgefunden zu haben, denn einer der Kandidaten 
lehnte in letzter Minute die Entgegennahme der Ehrung ab. Als Kompromiss einigte man sich auf eine 
Verleihung im kleineren Rahmen, was an einen ähnlichen Vorfall im Jahre 1968 erinnert, als der 
Adenauerpreis an den brillanten sudetendeutschen Schriftsteller Dr. Emil Franzei auch nur im Stillen 
überreicht werden konnte. 

Gottlob hat man bei der Stiftung aber immer zwei Eisen im Feuer, so dass die Zeremonie stattfinden 
konnte. Geehrt wurde Frau Dietlinde Jenisch, Rektorin i.R., für die OStD. i.R. Emst Korn die Laudatio 
hielt. 

Der Ehrung folgte die Festrede des Stellvertretenden Bundesvorsitzenden der SL, Claus Hörrmann. 
Seiner schwierigen Aufgabe stellte er sich mit den Stilmitteln der Ironie und Satire. Da musste das 
Bild von den drei Affen herhalten, die nichts sahen, nichts hörten und nichts sagten. Als vierter 
Primate gesellte sich einer mit der Raute dazu. Bemüht wurde auch Konfuzius mit seiner Mahnung, 
immer auf die richtigen Begriffe zu achten, denn 

„Wenn die Worte nicht stimmen, dann ist das Gesagte nicht das Gemeinte. 

Wenn das, was gesagt wird, nicht stimmt, dann stimmen die Werke nicht. 

Gedeihen die Werke nicht, so verderben Sitten und Künste. 

Darum achte man darauf, daß die Worte stimmen. 

Das ist das Wichtigste von allem.“ 

Als eines der exotischsten falschen Wörter nannte der Redner das Wort „Extremismus der Mitte“. 
Hauptsache das diskriminierende Wort Extremist ist dabei, auch wenn der Begriff als Ganzes noch so 
unsinnig ist. 

Nachdenklich machte auch eine Entlehnung aus der griechischen Sage. Auch Kassandra wurde 
ausgegrenzt, obwohl sie das Unheil richtig voraussah. Hörrmann plädierte daher für einem 
vernünftigen Dialog, der im Gegenüber nicht den Feind sieht, sondern den Menschen, der nur eine 
andere Meinung vertritt. Unabdingbar sei die Herrschaft des Rechts, was auch der zentrale Gedanke 
im Werk von Professor Blumenwitz gewesen sei. Vertriebene und gegen ihren Willen umgesiedelte 
Menschen hätten zumindest unter zivilisierten Völkern ein Recht auf eine „Rückführung zur alten 
Heimatstätte und zu ihrem Besitz“. Wo diese Vorgehensweise nicht mehr möglich sei, sollten die 
Eigentumsansprüche auf jeden Fall offengehalten werden. Dessen müsse man bei Verhandlungen mit 
unseren tschechischen Nachbarn immer eingedenk sein. 

Zum Schluss dankte der Redner der Stifterin, Frau Hermine Hausner, die es mit ihrer Stiftung 
ermögliche, von anderer Seite stiefmütterlich behandelte Projekte zu fördern, darunter auch so 
manches Druckwerk zu veröffentlichen, das andernfalls nicht hätte erscheinen können. 


Die Unke Presse wird gefördert 

Die linke Berliner Tageszeitung „taz“ konnte vor einem Jahr von der (überschuldeten) Stadt Berlin ein 
Baugrundstück in bester Lage (Friedrichstraße) mit einem Preisvorteil von mindestens 1 Million Euro 
erwerben. Der Vorgang wurde nach einer Anzeige der „Jungen Freiheit“ jetzt zum Fall für den 
Staatsanwalt. Darüber hinaus erregte ein Zuschuss von 3,8 Mio Euro die Aufmerksamkeit der EU- 
Wettbewerbskommission. Er wurde aus einem Regionalfonds für den Neubau des Verlagsgebäudes 
gewährt. 


Wir leben alle unter dem gleichen Himmel, aber wir haben nicht alle den gleichen Horizont. 

Konrad Adenauer 
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Es war eine Hungerrevolte 

Es gehört zu den Binsenweisheiten sudetendeutscher Geschichte, dass der Erfolg Henleins durch die 
katastrophale Wirtschaftslage im Sudetenland sehr stark begünstigt wurde. Wie krass die Notlage 
war, lässt sich am Beispiel eines größeren Dorfes im südlichen Egerland aufzeigen. 

Dieser Ort ist Chotieschau, Kreis Mies, 17 Kilometer südwestlich von Pilsen. Die Einwohnerzahl 
betrug rd. 2.800, davon 700 Tschechen. Wie jede Gemeinde führte auch Chotieschau eine Ortschronik. 
Gedenkbuchführer war der Gemeindesekretär Adolf Hofmann, ein nationalkonservativer Deutscher. 
Bedenken, er könnte einseitig berichtet haben, sind unbegründet, denn er unterstand einem 
Gedenkbuchausschuss, in dem drei tschechische Parteien, die deutschen Sozialdemokraten und die 
Kommunisten das Sagen hatten. 

Die Chronik liegt jetzt im Staatlichen Archiv Biowitz und wurde als Kopie beschafft. Die hier 
wichtigen Eintragungen betreffen die Jahre 1931 bis 1937 und befinden sich auf den Seiten 301 bis 

337. Sie werden im Folgenden in chronologischer Folge 
auszugsweise wiedergegeben. 

1931: Die Zahl der Arbeitslosen steigt auf 130. Die Gemeinde 
beschließt den weiteren Ausbau der Kanalisation als 
Notstandsarbeit und nimmt ein Darlehen von 150.000 Kc auf. 
Von der Kreis Verwaltung in Mies und der Regierung in Prag 
werden je 22.000 Kc zugeschossen. Vom Sozialministerium in 
Prag werden schon seit September 1930 Lebensmittel¬ 
gutscheine im Wert von je 10 Kc ausgegeben. Zu Weihnachten 
wurden Gutscheine für Kinder verteilt. Daneben gibt es eine 
staatliche Milchaktion für Kinder und Kartoffelzuteilungen für 
Bedürftige. 

1933: Die Zahl der Arbeitslosen beträgt 100, in Wirklichkeit 
aber weit mehr, denn die beiden Kohleschächte bei 
Chotieschau haben für ihre 2.150 Bergleute einen 
„Wechselurlaub“ organisiert. Dabei werden nach einem 
RotationsSystem Monat für Monat jeweils 350 Bergleute 
arbeitslos gestellt und nach dem Gentersystem unterstützt. 
Weitere Arbeitslose befinden sich unter den Jüngeren, denn 
von der Arbeitslosenstatistik werden nur die Personen erfasst, 
die nach dem Jahre 1929 eine mindestens dreimonatige 
ununterbrochene Beschäftigungszeit nachweisen können, was den meisten Jugendlichen naturgemäß 
nicht möglich ist. Nicht erfasst werden auch die in ihren Familien lebenden Arbeitslosen, wenn das 
Gesamteinkommen der Familie einen bestimmten Betrag übersteigt. So wuchs die Bedeutung privater 
Aktionen, etwa bei einer Milchaktion für Kinder. Sie wurde von der Schulleitung organisiert und war 
für die 168 ärmsten Kinder des Dorfes bestimmt. Ausgegeben wurden an 48 Tagen 7.720 
Milchportionen. Die Kosten wurden gedeckt durch einen Staatszuschuss von 677 Kc, durch eine 
Privatsammlung mit 1.166 Kc und durch Beiträge der Gemeinden Chotieschau und Mantau 
(Nachbarort) von 100 bzw. 200 Kc. Ähnliche Milchaktionen gibt es schon seit 100 Wochen, und 
Ernährungsaktionen seit 169 Wochen. Hervorzuheben ist die Ausgabe von 50 Gutscheinen für die 
kostenlose Behandlung durch den örtlichen Arzt. Die Apotheke im Nachbarstädtchen Staab erklärte 
sich bereit, die dabei verschriebenen Medikamente kostenlos abzugeben. 

1934: Der Chronist klagt, dass man bereits den sechsten Krisenwinter erlebe. Da von kommunaler 
Seite keine Hilfe mehr möglich ist, bleiben mehr und mehr nur noch die privaten Hilfsvereine wie die 
„rein sozialistische“ Arbeiterfürsorge oder die „Sudetendeutsche Volkshilfe“, in der sich alle 
sudetendeutschen Hilfsvereine zusammengeschlossen hatten. Zu allem Überfluss kam 1934 auch noch 
eine Missernte infolge großer Trockenheit dazu. Die Ernteausfälle betrugen bis zu 70 % und machten 
Staatshilfen auch für die Landwirte nötig. 

1935: Der Jahresbericht beginnt mit dem Satz: „Ein Krisenjahr jagt das andere“. Dann folgen 
Tabellen über die Unterstützungsbeträge für die Arbeitslosen. Demnach muss ein Arbeitsloser mit rd. 
1.000 Kc im Jahr auskommen, was normalerweise das Monatseinkommen eines Durchschnitts- 
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Eine Zahl macht betroffen 

Unter 800.000 Arbeitslosen in 
der CSR befanden sich 500.000 
Deutsche. Als der französische 
Minister Barthou 1936 in Prag 
weilte und diese Zahl erfuhr, 
meinte er sehr ernst: „Da haben 
Sie mehr deutsche Arbeitslose 
in Ihrer Republik als ganz 
Frankreich zusammen“. 


Verdieners war. Nach einem schneearmen Winter und geringem Niederschlag fiel auch 1935 die Ernte 
schlecht aus. Krümmet und Kartoffeln gab es im Herbst fast nicht. Erstaunlicherweise wurden im Ort 
zwanzig private Wohnhäuser errichtet, was die Arbeitslosenzahl etwas verminderte. Wegen der 
Trockenheit trat der „Bienenwolf 4 (Bienenkrankheit) auf, was die 
Imker schädigte. 

1937: Auch 1937 war den Chotieschauern eine „Besserung in der 
wirtschaftlichen Stellung“ nicht beschieden, denn das 
„Sudetendeutschtum“ konnte „an der künftigen Wirtschaftsbelebung 
nicht in dem Maße teilnehmen, wie es seinem Bevölkerungsanteil 
entsprechen“ würde. 

Mit dem Jahre 1937 bricht die Chronik ab. Vermutlich wurden die 
Berichte über die Jahre 1938 bis 1945 bei Kriegsende aus Furcht vor 
den Tschechen vernichtet. 

Die Aussagekraft der Chronik wäre allerdings noch stärker, wenn in ihr auch einige Daten zur 
Gesamtwirtschaftslage enthalten wären. So war die Gesamtlohnsumme in der CSR zwischen 1929 und 
1936 um fast die Hälfte gesunken (von 52 Mio Kronen täglich auf 27,8 Mio). Dieser Rückgang lag 

aber nicht alleine an der hohen Zahl der Arbeitslosen, sondern auch an 
massiven Lohnkürzungen. Seit 1929 betrugen diese: 1931 minus 4,55 %, 
1933 minus 10,72 %, 1934 minus 12,96 %, 1935 minus 13,88 %!. 1935 lag 
die CSR daher selbst bei den besonders gut verdienenden Metallarbeitern 
mit einem Stundenlohn von 4,38 Kronen im Europavergleich an vorletzter 
Stelle. An der Spitze lag die Schweiz mit 11,38 Kronen, und den vierten 
Rang nahm Deutschland mit 9,59 Kronen ein. Fürsorgeminister Necas gab 
1936 zu, dass etwa die Hälfte aller Sozial versicherten in der CSR mit 18 
Kronen täglich gerade das Existenzminimum erreiche. Deutsche hatten 
außerdem noch besondere Benachteiligungen zu verkraften. Genannt seien 
nur die Entlassung von 33.000 deutschen Staatsbeamten, die Nicht¬ 
anerkennung der Kriegsanleihen, die überproportional hohe Zahl deutscher 
Arbeitsloser und die stiefmütterliche Behandlung der Kriegsopfer, bei 
denen ebenfalls der deutsche Anteil überproportional hoch war. 

Vor diesem Hintergrund spricht auch die Ortschronik von Chotieschau dafür, dass die Ereignisse des 
Jahres 1938 weniger ideologisch bedingt waren und eher die Züge einer Hungerrevolte trugen. 



Unterernährter Bewohner 
des Erzgebirges um 1937 


Literatur zum Nacharbeiten: 

Pozorny, Reinhard, Wir suchten die Freiheit 

Ortschronik Chotieschau (auch im Netz über Porta fontium verfügbar). 


Die Heuchelei gegenüber. Polen 

In Polen gibt es seit wenigen Monaten eine Regierung mit Rechtsdrall. Zu ihren ersten Maßnahmen gehörte die 
Sicherstellung größeren Einflusses auf die Medien und die Richterberufung. Ein Aufschrei von 
„Musterdemokraten“ in aller Welt war die Folge. Soweit sich daran auch Deutsche beteiligten, wirkte es höchst 
peinlich, denn schon 1946 scheiterte bei uns General Lucius Clay mit der Einführung eines privaten Rundfunks. 
Heute hat sich in Deutschland ein halbstaatliches Medienwesen mit saftigen Zwangsgebühren und einem 
erbärmlichen Programmangebot festgesaugt. 

Zu den Eingriffen in das polnische Rechts wesen, gibt es eine Vorgeschichte: Die nun abgewählte Regierung hat 
wenige Tage vor ihrem Ab treten noch fünf ihr genehme Richter ernannt und sogar vereidigt, obwohl die 
Amtszeit ihrer Vorgänger noch gar nicht abgelaufen war! Vor diesem Hintergrund erscheint die allgemeine 
Aufregung reichlich aufgebauscht. Besonders zurückhaltend sollten aber wieder wir Deutschen sein, denn 
bekanntlich unterliegt bei uns die Ernennung von Bundesrichtern offen dem Parteienproporz, und ein 
unabhängiges Rechtswesens wird es bei uns erst wieder geben, wenn die Justizminister gegenüber den 
Staatsanwälten keine Weisungsbefugnis mehr haben! Eine Aufforderung aus Brüssel, diesen Missstand zu 
beenden liegt seit 2008 unerledigt in den Schubladen des Justizministeriums in Berlin. 

Die klassische Gewaltenteilung bleibt nicht nur in Polen bloße Theorie! 
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Dr. Sebekovsky: Sudetendeutsche Außenpolitik vor 1938. 

Beim Frühjahrsseminar der „Jungen Witikonen“ 1967 berichtete Dr. Wilhelm Sebekowsky, der zum 
engeren Führungskreis der Sudetendeutschen Partei gehört hatte, aus dem unmittelbaren Erleben über 
die kritischen und entscheidenden Jahre. 

Dieser Bericht eines Augenzeugen hat für uns angesichts der Flut von Geschichtsverdrehungen einen 
ganz außerordentlichen dokumentarischen Wert. 

Zunächst berichtete Dr. Sebekowsky über den bereits vor 1933 bestehenden Kameradschaftsbund 
(KB), der heute vielfach als 5. Kolonne der NS-Bewegung verschrien wird, vom Reich aber stets als 
entgegengesetzt wirkend dargestellt wurde. Im KB, in dem das Ideengut Othmar Spanns zur 
Errichtung eines christlichen Ständestaates auf universalistischer Grundlage vertreten wurde, bestand 

im Gegensatz zum Aufbruchkreis tatsächlich lange Zeit keine 
Verbindung zur reichsdeutschen NSDAP. Der KB strebte eine 
ideologisch einheitliche Ausrichtung seiner Mitglieder an und 
versuchte mit diesen in sudetendeutschen Organisationen, z.B. im 
Bund der Deutschen, im Kulturverband und in den bürgerlichen 
Parteien Schlüsselstellungen zu besetzen. Dabei ging er von der 
Erkenntnis aus, dass bei den gegebenen politischen Verhältnissen 
nur so ein geeignetes sudetendeutsches Gewicht zur Durchsetzung 
des Selbstbestimmungsrechts in die Waagschale zu werfen sei. 

Nach der Machtergreifung Hitlers 1933 wurden auf Grund der tschechischen Angst die beiden 
nationalen sudetendeutschen Parteien verboten. Henlein benutzt diese Situation, um die Aufsplitterung 
der bürgerlichen deutschen Parteien im Sudetenland zu beenden und rief zur Bildung einer 
Einheitsbewegung mit Namen „Sudetendeutsche Heimatfront“ (SHF) auf. Zur SHF-Gründung und in 
die Führungsspitze berief Konrad Henlein Heinz Rutha, Wilhelm Sebekowsky, Walter Brand, Fritz 
Köllner u. a. Sie waren ohne Kontakt zur reichsdeutschen Entwicklung. So wurde aus der Situation 
heraus, ohne dass Geld oder eine Zeitung vorhanden gewesen wäre, die SHF ins Leben gerufen und es 
fand eine erste Pressekonferenz ohne Versammlungsgenehmigung statt. Die reichsdeutsche Reaktion 
war bezeichnend. Im „Völkischen Beobachter“ erschien ein misstrauischer Artikel. Der Ausschaltung 
der DNSAP und der DNP war die SHF gefolgt. 

Nachdem kurz vor den Parlamentswahlen die Bezeichnung SHF verboten wurde, ging man als 
„Sudetendeutsche Partei“ (SdP), wiederum unter Konrad Henlein, in die Wahlen. Sie konnte 1935 
rund zwei Drittel der sudetendeutschen Stimmen und 44 Mandate erringen. Ihr damaliges Ziel war die 
Erringung der Autonomie für die Sudetendeutschen. Die tschechische Seite wusste durch Jahre 
hindurch allen Entscheidungen aus dem Wege zu gehen und schob die anstehenden Probleme vor sich 
her; die tschechische Aushungerungspolitik allerdings wurde durch die SdP-Erfolge zu einem 
krassen Fehlschlag. Als die Tschechen 1937 den aktivistischen (zur Mitarbeit in der Regierung 
bereiten) Parteien der Sudetendeutschen die Erfüllung ihrer Forderungen versprachen, diese aber nie 
erfüllten, ergab sich ernsthaft die Alternative Anschluss oder Autonomie auch in der SdP, in der sich 
zwei entsprechende Flügel bildeten. Als Heinz Rutha nach seiner Verhaftung im September 1937 
durch Selbstmord im Gefängnis endete, erweckte die Grabrede Sebekowskys, der zu den 
Autonomisten gehörte, sowohl innerhalb der SdP wie auch im Reiche große Bedenken. Im März 1938 
erfolgte eine gewisse Abstimmung mit dem reichsdeutschen Außenamt. Bei der Unterredung Hitler— 
Henlein wurden die Möglichkeiten der sudetendeutschen Volksgruppe besprochen. Dabei habe Hitler 
bestimmt geäußert: „Sie können Autonomie oder Anschluss haben 64 . - Nach der Nichterfüllung der 
sudetendeutschen Autonomieforderungen in den 8 Karlsbader-Punkten vom 24. 4. 1938 gab es nur 
noch die Lösung des Anschlusses, der in der gegebenen Situation selbstbestimmungsgemäß, da mit 
dem sudetendeutschen Volks willen übereinstimmend, war. Zu dieser Entwicklung, der sich England 
und Frankreich auf Grund ihres noch ungenügenden Rüstungsstandes nicht widersetzen konnten, 
dürften auch die vier Besuche Henleins in London zwischen 1935 und 1938 erheblich beigetragen 
haben. Er konnte bis zu höchsten Stellen Vordringen, 1937 auch zu Churchill, wodurch das englische 
Verständnis für die Sudetenfrage, wie es sich später in Diplomatenäußerungen und Times-Berichten 
dokumentierte, ganz erheblich beeinflusst worden sein dürfte. 


Dr. jur. Wilhelm Sebekowsky 

(1906-1981) war Mitbegründer des 
Kameradschaftsbundes. Danach: 

1933 enger Mitarbeiter Henleins. 
1935 Abgeordneter (Prag, SdP), 
1938 Unterhändler mit Runciman, 
1940 Regierungspräsident in Eger 
(Sitz Karlsbad), 

1940 Einberufung zur Wehrmacht. 
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Die sudetendeutsche Außenpolitik habe somit erst spät eingesetzt, als sich abzuzeichnen begann, dass 
die Tschechen einer Autonomie nicht zustimmen würden, und als deshalb innerhalb der SdP der 
Anschlussflügel um Karl Hermann Frank sich gegenüber den Autonomisten um Emst Kundt 
durchsetzte. Die Kontaktaufnahme und Zusammenarbeit mit dem Reich sei die logische Konsequenz 
aus der Benesch Politik in der CSR gewesen und habe mit Hitlers Plänen zur Zerschlagung der 
Tschechoslowakei nichts zu tun gehabt. Dieser zwischen dem 20. und 30. Mai 1938 während der von 
Benesch mutwillig provozierten „Mai-Krise“ gefasste folgenschwere Beschluss Hitlers wurde erst 
nach Zusammenbruch des Jahres 1945 bekannt und konnte schon deshalb für die sudetendeutsche 
Aussenpolitik keine Rolle spielen. ( Quelle: Witikobrief 1967,6,S.9) 


Wenn Dein Volk nicht geachtet wird, wirst auch Du nicht geachtet! 


Die Welt verstehen! 

Interessantes in Kürze: 

1. England wandte im Juni 1940 umgerechnet 150 Mio Euro auf, um Generäle, Minister und Berater Francos zu 
veranlassen, diesen vom Kriegseintritt an Hitlers Seite abzuhalten (PAZ, 22.6.2013, S.ll). 

2. An den Universitäten und Fachhochschulen Deutschlands gibt es 196 Gender-Professuren (Akif Pirincci, Die 
große Verschwulung Deutschlands, S. 183 ff.). 

3. Der Name „Skoda“ heißt „schade“ und kommt vom althochdeutschen „skado“. Die Übernahme ins Tschechi¬ 
sche muss vor dem 10. Jahrhundert erfolgt sein, da die Umwandlung des „a“ zu tschechischem „o“ bereits 
vollzogen ist (Anton Mayer, Die deutschen Lehnwörter im Tschechischen, Reichenberg 1927, S. 9). 

4. Erfreulicherweise reagieren bei Reisezielen im Osten Fahrplan- und Hotelauskunft jetzt im Internet auch auf 
die Eingabe deutscher Ortsnamen. Das ist Folge nicht nur der Marktlage, sondern auch unserer Bemühungen! 

5. In den USA werden 1,7 % des Bruttosozialprodukts in gemeinnützige Stiftungen eingebracht, in Deutschland 
(wahrscheinlich auch als Folge zweier verlorener Kriege) nur 0.2 % (PAZ, 10.12.2015). 

6. Der russische Nachrichtensender Sputnik News berichtet, dass deutsche Medien besonders oft gegen Russland 
schreiben oder senden (Kopp online, 29.12.2015). 

7. Im Jahre 2015 wurden weltweit 110 Journalisten ermordet, acht werden vermisst und 153 werden als Geiseln 
festgehalten (AFP, 29.12.2015) 

8. In Deutschland gibt es 260. 000 Polizisten, 5.200 Staatsanwälte und 20.000 Richter (Spiegel, 2.1.2015, S.45). 

9. Viel Lärm um wenig: Von den etwa 1.500 Bildern der Sammlung Cornelius Gurlitts (f) wurden nur fünf 
(oder 3 Promille) eindeutig als NS-Raubkunst erkannt (Usinger Anzeiger, 15.1.2016, S.14). 

10. Das Vermögen der 62 reichsten Menschen der Welt (darunter 9 Frauen) ist ebenso groß wie das der ärmsten 
Hälfte der Menschheit (=3,6 Mrd. Personen). Abhilfe brächte die Abschaffung der Steueroasen (Sat 3, 18.1.15). 

11. Ungarn feierte am 19.Januar 2016 schon zum vierten Male den Vertriebenengedenktag. 

12. Karl Ude, der Vater des früheren Oberbürgermeisters von München, Christian Ude, war zwischen 1933 und 
1945 einer der fleißigsten NS-Propagandisten. Er begrüßte die Bücherverbrennung und verfasste rd. 5.000 den 
NS verherrlichende Artikel (Michael Stürzenberger, Internet, Polit. incorrect, 20.1.2016). 

13. Entgegen dem allgemeinen Trend steigen die Auflagen der Preußischen Allgemeinen Zeitung sowie der 
Jungen Freiheit (PAZ, 22.1.2016, S. 1 bzw. JF, 29.1.2016, S. 17). 

14. Das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe zeigte am 26.1.2016 die Grenzen des umstrittenen europäischen 
Haftbefehls auf, als es die Auslieferung eines US-Amerikaners an Italien untersagte (FAZ, 27.1.2015, S. 1). 

15. Der Deutsche Olympische Sportbund schätzt, dass in Deutschland ggw. rd. 1.000 Turnhallen als Flüchtlings¬ 
unterkünfte genutzt werden. Abgesehen vom Ausfall des Schul- und Vereinssports entstünden nach Beendigung 
der Zweckentfremdung erhebliche Sanierungskosten (PAZ, 29.1.2016, S. 3). 

16. Für Grenzdienstbeamte gilt: Sie können „Schusswaffen auch gegen Personen gebrauchen, die sich der 
wiederholten Weisung, zu halten ... durch Flucht zu entziehen versuchen. “ (§ 11 des Gesetzes zum 
Schusswaffengebrauch im Grenzdienst, Website des Bundesjustizministeriums). 

17. Die Zahl der Kirchenaustritte stieg in der EKD von 176.551 (2013) auf 270.000 (2014). Zum Lutherjahr 
wird die EKD eine Bibel in gendergerechter Sprache herausgeben (Kopp-online, 5.2.2016). 

18. In der CR ist Kanzlerin Merkel jetzt unbeliebter als Putin. Vor drei Jahren erreichte sie auf der Beliebtheits¬ 
skala noch 72 %, jetzt nur 24 %. Putin liegt bei 37 % und Papst Franziskus bei 74 % (SdZ., 5.2.2016, S. 2) 
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Der Untergang Dresdens am 13. Februar 1945. 

Die Einwohner Dresdens machten sich bei Kriegsende selbstverständlich Gedanken, 
warum ihre Stadt noch nicht durch Bombenangriffen zerstört worden war. Die einen 
meinten, dass die Siegermächte in ihr nach dem Kriege residieren wollten, andere 
befürchteten, ihr Elbflorenz solle Hauptstadt der Tschechoslowakei werden. Recht 
behielt aber einer, der reimte: Die sächsischen Zwerge kommen zuletzt in die Särge. 

Alle diese Überlegungen findet man in Martin Walsers lesenswertem Roman „Die 
Verteidigung der Kindheit“. Eigentlich geht es in diesem Buch nur um die 
Seelenstruktur eines sensiblen jungen Mannes. Da dieser aber als Fünfzehnjähriger den 
Untergang Dresdens miterlebt hatte, tauchen die Erinnerungen an diese Katastrophe 
immer wieder auf. Alfred, so heißt der junge Mann, hat nur überlebt, weil er mit seiner 
Mutter schon vor der Entwarnung eingehüllt in nasse Decken den Keller seines 
brennenden Hauses verließ. Eine Flüchtlingsfrau und deren vier kleine Kinder, die im 
Schutzraum blieben, erstickten. Der Vater Alfreds hatte sich auf die Elbwiesen gerettet 
und erlebte, wie eine Bekannte, die von Tieffliegern in beide Oberschenkel getroffen 
worden war, neben ihm verblutete. Noch zehn Jahre nach dem 13. Februar 1945 nennt 
Alfred Dresden „einen durch verbrannte Fassaden gegliederten Trümmerhaufen“. 
Walsers Roman ist kein Phantasieprodukt, sondern beruht auf Tagebüchern und 
Briefen „Alfreds“. Uns zeigt er erneut die Brutalität des Vernichtungsangriffes auf 
Dresden. 

Wir reihen uns ein in die große Schar der Trauernden. 


DRESDEN^ 19 45 - Gedenkkultur!? 

Die späte Vernichtung Dresdens im Feuersturm knapp vor Kriegende war „in vorher nie dagewesener 
Deutlichkeit der Vollzug der in Großbritannien aufgenommenen Theorie des Luftkriegs (...), die 
Demoralisierung der kämpfenden Truppe durch Terror gegen ihre Familien in der Heimat“ zu 
erreichen (Friedrich Karl Fromme, aus Vorwort zu Wolfgang Schaar Schmidt, Dresden 1945). 

Kriegsvölkerrecht wurde bewusst missachtet (Krieg gegen Zivil), wonach Dresden international einen 
besonders schweren Fall von Kriegsverbrechen darstellt. Das erklärt vielleicht das Bemühen der 2004 
eingesetzten Historikerkommission, Opferzahlen „wissenschaftlich“ allein durch Bewerten der noch 
vorhandenen amtlichen Quellen gering zu halten. Wenn in den Akten nichts mehr zu finden war, 
gelten auch Zeitzeugen als traumatisiert und ihre Aussagen als „wissenschaftlich nicht verwertbar“. 
(Augenzeugen: Der dokumentierten Verbrennung am Altmarkt gingen schon eine Woche vorher 
andere „wissenschaftlich unverwertbare“ voraus.) 

Das führte zum 2009 verkündeten Ergebnis von einer als maximal bezeichneten Opferzahl von 25.000 
und lässt über die Verbreitung durch die Medien den Eindruck von bislang übertriebenen Annahmen 
entstehen. (Begründete Schätzung zur Tatzeit über 200.000.) 

Opferverachtend treten gewaltbetont Autonome und Antifa-Demonstranten auf („Bomber-Harris do it 
again“) und Staat, Behörden und die breite Öffentlichkeit verschweigen es oder lassen es widerspruchs¬ 
los über sich ergehen. Am Beispiel Hiroshima und Nagasaki erkennt man, woran es in Deutschland 
mangelt: In Japan ist am Gedenken an die ähnlich hohen Zahlen der Zivilopfer wie in Dresden das 
ganze Land beteiligt. In Deutschland offenbart sich ein so ausgeprägter Identitätsverlust, dass man 
sich hier eher selbst erniedrigt, als seine Würde in einem ehrlichen Gedenken wahrt. 

Raymond Aron (1905 - 1983, franz. Philosoph): „Der Charakter und die Selbstachtung einer Nation zeigen 
sich darin, wie sie mit ihren Opfern der Kriege und mit ihren Toten umgeht. “ 

(E.E. Korkisch, Augenzeuge von Dresden) 
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Friedrich Smetana 
( 1824 - 1884 ) 


Die Förderer Smetanas 

(von Dr. Viktor Aschenbrenner) 

Der 1824 geborene Friedrich Smetana fand erst spät zu seiner tschechischen Identität. Sein 
Taufeintrag lautete noch auf Friedrich S., und auch die tschechische Sprache eignete er sich erst spät 
an. Sein erster tschechischer Brief stammt aus dem Jahre 1856. Als er in Prag - wie es bei jungen 
Künstlern öfter der Fall ist - am Hungertuche nagte, wandte er sich an Franz Liszt in Weimar mit der 
Bitte, ihm ein Darlehen von 400 Gulden zu gewähren, um eine Musikschule eröffnen zu können. Als 
Beweis seines Könnens legte er eine Komposition bei. Liszt veranlasste die Drucklegung, und es 
entwickelte sich eine Freundschaft, so dass Smetana später brieflich bekennt, dass er „ihm alles zu 
verdanken habe 44 . Die Wertschätzung teilte Liszt mit Richard Wagner, dessen Einfluss in Smetanas 
Opern deutlich zu Tage tritt. Smetana war von dem Gedanken erfüllt, ein 
tschechisches Musikleben und eine tschechische nationale Musik zu schaffen. 
Von seinen Landsleuten erfuhr er jedoch manche Zurücksetzung, und man 
machte ihm den Vorwurf, dass er ein Wagnerianer sei und eine volkstümliche 
tschechische Musik gar nicht komponieren könne. Diesem Vorwurf verdankt 
die später so berühmt gewordene Oper „Die verkaufte Braut 44 ihr Entstehen. Es 
war ein langer und schwerer Weg bis dahin. 

Smetana wirkte zunächst in Göteborg in Schweden und so sehr er mit seinen 
Gedanken in Böhmen weilte, das ihm ein Elysium dünkte, so sehr war er dem 
deutschen Kulturraum verhaftet. Er arbeitete an einer Musik zu Schillers 
Wallenstein, seine erste Oper war „Die Brandenburger in Böhmen 44 und erst nach mehreren Versuchen 
gelang es ihm, in Prag Fuß zu fassen. Die tschechische Musikkritik warf ihm vor, dass seine 
Kompositionen „von fremdem Unsinn angesteckt, das frische slawische Element durch das Gift 
unverdaulicher deutscher Künstelei zu vergiften drohen 44 und dass er „alle Unzüchte des deutschen 
Stils anwendet 44 . Smetana selbst aber schrieb: „So, wie Wagner schrieb, können wir nicht 
komponieren. 44 

Die Uraufführung der verkauften Braut fand in Prag nur wenige Wochen vor der Schlacht bei 
Königsgrätz, am 30. Mai 1866, statt. Die Kritik war unfreundlich, die Oper musste nach der zweiten 
Aufführung vom Spielplan genommen werden. Als Kaiser Franz Joseph im Herbst nach Prag kam, 
fand die dritte Aufführung statt (27. 10. 1866). Der Monarch zollte ihr großen Beifall. Eine in Paris 
geplante Aufführung kam allerdings nicht zustande und eine Aufführung in Petersburg (1871) wurde 
von der russischen Kritik fast höhnisch zurückgewiesen. Erst die Aufführung in Wien bei den Ersten 
Internationalen Musik- und Theaterwochen verhalf der „Verkauften Braut 44 zum künstlerisch 
internationalen Erfolg. Mit 270 Personen wurde das Gastspiel des tschechischen Nationaltheaters im 
Theater an der Wien durchgeführt. Der Erfolg war so groß dass zwei weitere Aufführungen 
eingeschoben werden mussten. Damit war Smetana der Durchbruch aus der Enge Böhmens in die 
Welt gelungen, allerdings erst Jahre nach seinem Tode. Smetana gilt als Schöpfer der tschechischen 
Nationaloper und wurde als Komponist sinfonischer Dichtungen aus Böhmens Hain und Flur verehrt. 
Dennoch hat er von seinen Landsleuten manche Kränkung erfahren und ist erst posthum zum 
Nationalheros geworden. Seinen Ruhm teilte er mit Dvorak, der ebenfalls durch einen Deutschen, 
nämlich durch Brahms, entscheidende Förderung erfuhr. 

Die immer schärfer werdende Trennung des deutschen und tschechischen Kulturlebens hat vergessen 
lassen, wie sehr Smetanas Kunst in den Kulturkreisen beider Völker wurzelt, die sich gegenseitig 
befruchteten. Wenn später sogar berühmte tschechische Klangkörper es ablehnten, Beethoven zu 
spielen, so zeigt dies deutlich, wohin nationale Leidenschaft sich verirren kann. Solche Haltung war 
umso unverständlicher, als die tschechische Musik den Deutschen so viele Impulse verdankt. Gerade 
„Die verkaufte Braut 44 macht dies deutlich, die Wiederbelebung solcher fruchtbaren Kultursynthese ist 
nach der Vertreibung der Sudetendeutschen unwahrscheinlich geworden. 


Überlebensstrategie: In der tschechoslowakischen Ministerialbürokratie gab es neben den apolitischen 
Beamten eine wachsende Zahl solcher, die ein oder mehrere Parteibücher in der Tasche trugen 

(Karl Bosl, Hg., Die Burg I, S. 153) 
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Totengedenken in Hochachtung und Dankbarkeit an Guido Masanetz 

Am 5. November 2015 hat in Berlin ein fast 102-jähriges Herz aufgehört zu schlagen. Damit ist ein 
bedeutender deutscher Komponist und Kapellmeister des 20. Jahrhunderts von uns gegangen. Guido 
Masanetz wurde am 17.Mai 1914 in Friedeck im noch österreichischen Mähren geboren. Er erlebte als 
Kind eine von seinem Vater betreute musikalische Ausbildung und besuchte nach der Volksschule von 
1920 bis 1924 das Gymnasium und ließ sich in Mährisch- Schönberg zum Konzertpianisten ausbilden. In 
Pilsen studierte er später Komposition und Musiktheorie und war danach in Brünn als Konzertpianist beim 
Radio Brünn und als Ballett- Repetitor am Stadttheater dort tätig, wo seine erst Operette „Barbara“ 1939 
uraufgeführt wurde. Von 1941 bis 1045 leistete Masanetz Wehrdienst, hauptsächlich als Musiker und 
komponierte seine 2. Operette „Eine Reise nach Budapest“ in der Zeit in Bautzen. 

Nach dem II. Weltkrieg arbeitete er als Kapellmeister im Stadttheater in Zittau. 1951 zog er nach Berlin 
und leitete dort das Staatliche Tanz- und Gesangsemsemble der DDR und arbeitete zehn Jahre bis 1966 im 
Komponistenverband und als Musikdramaturg im Verlag „Lied der Zeit“. Ab 1958 war er als Gastdirigent 
im Berliner Metropoltheater tätig, in dem eines seiner heitersten und bekanntesten Musicals „In Frisco ist 
der Teufel los“ uraufgeführt und danach noch über 70 mal in vielen Theatern erneut inszeniert wurde. 
Masanetz war nie Mitglied einer Partei oder einer politischen Organisation. Er erhielt 1974 den 
vaterländischen Verdienstorden der DDR in Bronze und 1989 in Silber. !979 wurde Masanetz mit dem 
Kunstpreis und dem Nationalpreis der DDR für seine beliebten und geschätzten musikalischen Werke und 
Tätigkeiten ausgezeichnet. 

In den letzten Jahren spielte Masanetz bei einigen sudetendeutschen Veranstaltungen am Klavier, zuletzt 
als bereits 90-Jähriger beim Weihnachtsfest der Tschechischen Botschaft in Berlin. 2007 wurde Guido 
Masanetz mit dem sudetendeutschen Kulturpreis geehrt. Er erlebte auch noch persönlich im Juli 2015 eine 
Neuinszenierung seines Musicals „In Frisco ist der Teufel los“ in der Musikalischen Komödie in Leipzig. 
Im August 2015 wurde er während eines Open-Air- Konzertes auf dem Berliner Gendarmenmarkt durch 
den Sender RBB hoch geehrt. 

Die Musik, seine Familie, die Heimatliebe waren seine Lebensinhalte. Er war ein Humanist von Gemüt, aus 
Überzeugung in seinem ganzen Leben. 

Wir gedenken in tiefer Trauer, Hochachtung und Dankbarkeit unseres Musikers und Landsmannes Guido 
Masanetz, Möge er in Frieden ruhen! (Erika Köcher) 


Zuversicht 


Erscheinen meines Gottes Wege 
mir seltsam, rätselhaft und schwer; 
und geffn die Wünsche, die ich hege, 
still unter in der Sorgen Meer; 
will trüb und schwer der Tag verrinnen, 
der mir nur Sorg und Leid gebracht, 
dann darf ich mich auf eins besinnen: 
daß Gott nie einen Fehler macht. 


Wenn unter ungelösten Fragen 
mein Herz verzweiflungsvoll erbebt, 
an Gottes Liebe will verzagen, 
weil sich der Unverstand erhebt, 
dann darf ich all mein müdes Sehnen 
in Gottes Rechte legen sacht 
und sprechen unter vielen Tränen: 
daß Gott nie einen Fehler macht. 


Drum still, mein Herz, und laß vergehen, 
was irdisch und vergänglich heißt. 

Im Lichte droben wirst du sehen, 
daß gut die Wege, die Er weist. 

Und solltest du dein Liebstes missen, 
ja gehLs durch finstre, kalte Nacht, 
halt fest an deinem seLgen Wissen, 
daß Gott nie einen Fehler macht. 


Gedicht eines unbekannten deutschen Gefallenen in Stalingrad, gefunden in dessen Brusttasche. 
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AkifPirincci setzt sich zur Wehr 

Akif Pirincci hielt am 19. Oktober 2015 bei einer Pegida-Demonstration eine Rede, in der er sich 
satirisch überspitzt besorgt zeigte, dass für die Gegner unkontrollierter Massenein Wanderung wieder 
Konzentrationslager eröffnet werden könnten. Die Medien unterstellten Pirincci 
aber, er habe für die Einrichtung von Konzentrationslagern geworben. 

Gegen diese Verleumdung nahm Pirincci juristische Hilfe in Anspruch und 
erreichte, dass alle betroffenen Zeitungen, Rundfunk- und Fernsehsender ihre 
Anschuldigungen widerriefen und sich entschuldigten. 

Der türkischstämmige Schriftsteller hatte damit mehr Glück als andere Personen in 
der Vergangenheit, denen in ähnlicher Weise übel mitgespielt wurde. Erinnert sei 
nur an Martin Hohmann aus Osthessen oder an Eva Hermann! Anfeindungen wegen Akif Pirincci 
musste sich 2014 übrigens auch der Witikobund gefallen lassen, als er diesen in Augsburg zu einer 
Lesung eingeladen hatte. 


rji 

Akif Pirincci 



Aufregung um angeblichen Schießbefehl 

Nun hat es auch Frau Dr. Petry erwischt. Wie Akif Pirincci sprach sie etwas Selbstverständliches aus 
und wurde dafür an den Pranger gestellt. Es ging um die Grenzsicherung gegen illegale Einwanderer. 
Auf die Frage des Mannheimer Morgens, wie ein Grenzpolizist die Grenze sichern könne, antwortete 
sie: „Er muss den illegalen Grenzübertritt verhindern, notfalls mit der 
Schusswaffe. So steht es im Gesetz ... Aber ich habe das Wort Schießbefehl 
nicht benutzt. Kein Polizist will auf einen Flüchtling schießen. Ich will das 
auch nicht. Aber zur ultima ratio gehört der Einsatz von Waffengewalt. “ 

Frau Petry hat damit nur umschrieben, was im einschlägigen Gesetz steht: 

§ 11: „Die in § 9 genannten Vollzugsbeamten können im Grenzdienst Schusswaffen 
auch gegen Personen gebrauchen, die sich der wiederholten Weisung, zu halten oder 
die Überprüfung ihrer Person ...zu dulden, durch die Flucht zu entziehen versuchen. “ 
Dieses Gesetz besteht seit 1961, und jeder Schusswaffengegner hätte Zeit 
gehabt, dieses Gesetz abzuschaffen. 

Noch peinlicher wird es aber, wenn man an gewisse Äußerungen des Oberbürgermeisters von 
Tübingen, Boris Palmer (Die Grünen), erinnert. Über ihn schrieb das Schwäbische Tagblatt im 
Oktober 2015: „Der Grünen-Politiker plädiert darüber hinaus dafür, die EU-Außengrenzen zu 
schließen, notfalls bewaffnet.“ Einen Tag später sagte Palmer dem Südwestfunk: „ Grenzsicherung in 
Griechenland werden die Griechen nicht selbst schaffen. Das wird nur eine europäische 
Grenzsicherungstruppe sein können. Und dass die in der Regel auch Waffen besitzen, das ist an fast 
jeder Grenze der Welt normal. “ 

Der Aufschrei in den Medien blieb aus, und jeder mag sich selbst seine eigenen Gedanken über die 
Qualität unserer Medien machen. 

Zum Schluss die Empfehlung für einen Selbstversuch: Stufe 1. Dringen Sie in das Sperrgebiet eines 
Flughafens ein! Stufe 2: Laufen Sie trotz wiederholten Zurufs weg! Stufe 3: Berichten Sie über die 
dort erlebte Willkommenskultur! (E-V.) 


Dr. Frauke Petry 


„Es ist möglich, dass der Deutsche noch einmal von der Weltbühne verschwindet; denn er 
hat alle Eigenschaften, sich den Himmel zu erwerben, aber keine einzige, sich auf Erden zu 
behaupten, und alle Nationen hassen ihn wie die Bösen den Guten. Wenn es ihnen aber 
wirklich einmal gelingt, ihn zu verdrängen, wird ein Zustand entstehen, in dem sie ihn wieder 
mit den Nägeln aus dem Grabe kratzen möchten.“ 

Christian Friedrich Hebbel: „Tagebücher“, Eintrag vom 4. Jänner/Januar 1860. 
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Nachruf auf Franz Neubauer 

Am 2.Dezember 2015 starb Franz Neubauer, der langjährige Sprecher und Bundesvorsitzende der 
Sudetendeutschen Landsmannschaft. Seine Beerdigung fand am 11. Dezember in Stephanskirchen 
statt. Das feierliche Pontifikalrequiem zelebrierte Weihbischof em. Gerhard Pieschl. Am Begräbnis 
nahm auch Felix Vogt Gruber in seiner Eigenschaft als Vorsitzender unseres 
Bundes und des Bezirkes Schwaben sowie als Stellvertretender Vorsitzender 
der SL-Bayern teil. Zugegen war auch unser 2. Vorsitzender und Vorsitzender 
des Bezirkes Oberbayem, Hans Slezak. 

Neubauer wurde am 10. Mai 1930 in Großsichdichfür im Egerland geboren. 
Nach der Vertreibung legte er 1949 das Abitur ab und nahm ein Jurastudium auf, 
das er 1957 mit der zweiten Staatsprüfung abschloss. 1958 trat er in die 
bayerische Finanzverwaltung ein und hatte von 1970 bis 1984 ein 
Landtagsmandat (CSU) inne. Zwischen 1977 bis 1984 betraute man ihn mit den 
Aufgaben eines Staatssekretärs im Justiz- bzw. Innenministerium. Von 1984 bis 
1986 war er Bayerischer Staatsminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Etwas überraschend wechselte er 1987 in den Bankensektor, wo er zunächst 
geschäftsführender Präsident des Bayerischen Sparkassen- und Giroverbandes wurde und von 1993 
bis 1998 Vorstands Vorsitzender der Bayerischen Landesbank. 

In der Sudetendeutschen Landsmannschaft betätigte sich Neubauer von 1982 bis 2000 als 
Bundesvorsitzender. Das Amt des Sprechers übernahm er zusätzlich ab 1986. Als CSU-Politiker 
sorgte er im Verbund mit treuen Helfern dafür, dass die Anliegen und Leistungen des „Vierten 
Stammes“ im Bewusstsein seiner Partei immer wach blieben. In seinen hohen Ämtern vermied er es 
stets, nach Prag zu reisen, weil er dort nicht auch als Repräsentant der Sudetendeutschen begrüßt 
worden wäre. 

Zum Witikobund hatte er immer ein gutes Verhältnis. So erschienen seine Vorträge beim 
Jahrestreffen des Witikobundes 1982 in Bad Mergentheim als Band 33 der Schriften des 
Witikobundes unter dem Titel „Wir wahren den Auftrag“. In einem Telefonat wenige Monate vor 
seinem Tod bestärkte er den Witikobund noch, in der Satzungsfrage standhaft zu bleiben. 

Franz Neubauer hat sich nicht verbogen, auch wenn der Zeitgeist dem oft entgegenstand. So kann uns 
Franz Neubauer über seinen Tod hinaus Vorbild sein. 

Lieber aufrechte Randfiguren, als gekrümmte Kreaturen. 



Franz Neubauer 
( 1930 - 2015 ) 


Neues Buch: Gernot Facius, „Getäuscht und allein gelassen“ 

Die deutschen Vertriebenen: Von Opferverbänden zu Trachtenvereinen? 
Gerhard-Hess-Verlag, Rilkestr. 3, D-88427 Bad Schussenried, Tel: 0049 (0) 7583/946623, 
Fax: 0049 (0) 7583/946624, E-Mail: info@qerhard-hess-verlaq.de , www.Gerhard-Hess- 
Verlaq.de, 2015, 178 Seiten, Preis: € 16,80 


Am 12. März 2016 wird der Österreichische SL-Obmann, stellv. SL-Parlamentspräs. und 
Witikone, Kamerad Gerhard Zeihsel, bei der ,,4.-März“-Gedenkfeier der SL-Kreisgruppe 
Regensburg am Nachmittag im Diözesan-Zentrum Obermünster Regensburg reden. (F.W.) 
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Sudelendeutsche Lehrer und Erzieher e V 
sowie in Zusammenarbeit und mit finanzieller Unterstützung 
der Hausner Stillung Deutschland 


Tschechen 

als 

Kriegs- 

Treiber 



Kramasch, Masaryk, Benesch - 
Zerstörer Europas 



Hans \feiser 
€15,- 




PERPVRRMSS/fG & 
t>ESEt>mt)WESCH 


€7,- 


€ 10 ,- 


€ 10 ,- 


Bezug obiger Bücher über witikobund-bundesverband@freenet.de 
oder über die im Impressum (S.2) angegebenen Anschriften. 

(( 


24 










































